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1 ANLASS, ZIEL UND ZWECK DER PLANUNG 

Die Prokon Regenerative Energien eG aus Itzehoe beabsichtigt in der Verbandsgemeinde Pirma-
sens-Land im Bereich der Ortsgemeinde Bottenbach die Errichtung einer Photovoltaik-Freiflä-
chenanlage. Zur planungsrechtlichen Genehmigung dieses Vorhabens hat der Ortsgemeinderat 
Bottenbach auf Antrag der Prokon Regenerative Energien eG mit Beschluss vom 15.06.2022 ein 
Bebauungsplanverfahren eingeleitet.  

Mit den Planungsarbeiten wurde die ARGUS CONCEPT – Gesellschaft für Lebensraumentwicklung 
mbH, Gerberstraße 25, 66424 Homburg beauftragt. 

 ZIEL UND ZWECK DER PLANUNG 

1.1.1 Förderung alternativer Energien als Beitrag zum Klimaschutz 

Zentrales Ziel der deutschen Klimaschutzpolitik ist die Minderung von Treibhausgasemissionen. 
Deutschland hat sich zum Ziel gesetzt, seine nationalen Treibhausgasemissionen bis 2020 um 40 
Prozent und bis 2050 um 80 bis 95 Prozent unter das Niveau von 1990 zu reduzieren. 

Hierzu wurde bereits seitens der alten Bundesregierung der Klimaschutzplan 2050 beschlossen, 
der ein Gesamtkonzept für die Energie- und Klimapolitik bis zum Jahr 2050 ist. Er legt die Maß-
nahmen fest, die erforderlich sind, um die gesetzten, langfristigen Klimaziele Deutschlands zu er-
reichen. 

Die Energiewirtschaft spielt hierbei beim Erreichen der Klimaschutzziele eine besonders große 
Rolle, denn das im Übereinkommen von Paris verankerte Ziel der Treibhausgasneutralität fordert 
die schrittweise Abkehr von der Verbrennung fossiler Energieträger. Langfristig muss Strom na-
hezu vollständig aus erneuerbaren Energien erzeugt werden. So kann die Energiewirtschaft im 
Jahr 2030 noch maximal 175 – 183 Millionen Tonnen CO2-Äquivalente emittieren (1990: 466 Mil-
lionen Tonnen), 62 – 61 Prozent weniger als 1990.  

Bedingt durch Entwicklung in der Ukraine und der starken Abhängigkeit der Bundesrepublik von 
fossilen Gasträgern u.a. aus Russland hat die Notwendigkeit zum Ausbau regenerativer Energien 
eine neue Dynamik gewonnen. Dies manifestiert sich im sogenannten „Osterpaket“ der Bundes-
regierung, einem umfangreichen Gesetzespaket aus dem Jahr 2022 zur Beschleunigung der Ener-
giewende. 

In diesem Gesetzespaket wird unter anderem verankert, dass die Nutzung Erneuerbarer Energien 
im überragenden öffentlichen Interesse liegt und der öffentlichen Sicherheit dient. Der Ausbau 
der erneuerbaren Energien an Land und auf See soll bis 2030 dazu führen, dass mindestens 80 
Prozent des deutschen Bruttostromverbrauchs aus erneuerbaren Energien bezogen werden. 

Dieses neue 80 Prozent-Ziel bedeutet eine massive Beschleunigung des Ausbaus Erneuerbare 
Energien. Zum einen lag der Anteil der Erneuerbaren Energien am Bruttostromverbrauch 2022 
erst bei ca. 44 Prozent, so dass der Anteil innerhalb von weniger als einem Jahrzehnt fast verdop-
pelt werden muss. Zum anderen wird der Stromverbrauch parallel dazu ansteigen, u.a. durch die 
zunehmende Elektrifizierung von Industrieprozessen, Wärme und Verkehr (Sektorenkopplung). 
Der beschleunigte Ausbau der erneuerbaren Energien und der Elektrifizierung bewirkt die schnel-
lere Reduzierung des Importbedarfs fossiler Energien und verringert dadurch die Abhängigkeit 
insbesondere von Erdgasimporten. Daraus folgt, dass im Jahr 2030 insgesamt rund 600 TWh 
Strom in Deutschland aus erneuerbaren Energien bereitgestellt werden sollen. 

Auf Landesebene hat sich das Land Rheinland-Pfalz genau wie auf Bundesebene Ziele gesetzt, um 
die Energiewende voranzutreiben. Demnach soll in Rheinland-Pfalz bis zum Jahr 2030 der Strom-
verbrauch vollständig aus Erneuerbaren Energien gedeckt werden. Hierbei sollen die wesentli-
chen Anteile an der regenerativen Stromerzeugung auf die Windkraft zu ca. zwei Drittel und die 
Photovoltaik zu ca. einem Viertel entfallen. 
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Auf der Grundlage des Ausbaustands der regenerativen Stromerzeugung zum Ende 2020 sind 
dazu ein jährlicher Netto-Ausbau von 500 Megawatt an Windkraftleistung und 500 Megawatt an 
Photovoltaikleistung sowie daraus resultierend bis 2030 mindestens eine Verdopplung der instal-
lierten Leistung bei der Windkraft und eine Verdreifachung bei der Fotovoltaik erforderlich. 

Durch die hohen Strahlungswerte hat das Land gute Voraussetzungen zur Nutzung von Photovol-
taik und Solarthermie, was zu einem kontinuierlichen Wachstum der installierten Leistung von 
Photovoltaikmodulen geführt hat. So waren bereits Ende 2020 in Rheinland-Pfalz ca. 119.000 Pho-
tovoltaikanlagen mit einer Leistung von über 2,5GWp installiert.1 Zur Erreichung der Klimaziele 
soll dieses Wachstum auch zukünftig vorangetrieben werden. 

Die Ortsgemeinde Bottenbach unterstützt daher das Vorhaben der Prokon Regenerative Energien 
eG zum Bau einer Photovoltaik-Freiflächenanlage mit der Aufstellung des vorliegenden Bebau-
ungsplanes. Neben einer praxisorientierten Anwendung der zur Verfügung stehenden Planungs-
instrumente zur Förderung energieeffizienter Baulandentwicklung sieht sie, wie oben beschrie-
ben, in der Nutzung erneuerbarer Energien einen entscheidenden Faktor zur Gewährleistung ei-
ner zukunftsorientierten Energieversorgung und zur Reduktion des Ausstoßes von Treibhausga-
sen. 

 GRÜNDE FÜR DIE STANDORTWAHL 

1.2.1 Förderfähigkeit nach dem EEG 

Gemäß § 37 Abs. 2 des neuen EEG 2023 müssen Gebote für Solaranlagen die Angabe enthalten, 
ob die Anlagen auf einer Fläche errichtet werden sollen, die kein entwässerter, landwirtschaftlich 
genutzter Moorboden ist und 

• die zum Zeitpunkt des Beschlusses über die Aufstellung oder Änderung des Bebauungs-
plans bereits versiegelt war, 

• die zum Zeitpunkt des Beschlusses über die Aufstellung oder Änderung des Bebauungs-
plans eine Konversionsfläche aus wirtschaftlicher, verkehrlicher, wohnungsbaulicher oder 
militärischer Nutzung war, 

• die zum Zeitpunkt des Beschlusses über die Aufstellung oder Änderung des Bebauungs-
plans längs von Autobahnen oder Schienenwegen lag, wenn die Freiflächenanlage in einer 
Entfernung von bis zu 500 Metern, gemessen vom äußeren Rand der Fahrbahn, errichtet 
werden soll, 

• die sich im Bereich eines beschlossenen Bebauungsplans nach § 30 des Baugesetzbuchs 
befindet, der vor dem 1. September 2003 aufgestellt und später nicht mit dem Zweck 
geändert worden ist, eine Solaranlage zu errichten, 

• die in einem beschlossenen Bebauungsplan vor dem 1. Januar 2010 als Gewerbe- oder 
Industriegebiet im Sinn des § 8 oder § 9 der Baunutzungsverordnung ausgewiesen wor-
den ist, auch wenn die Festsetzung nach dem 1. Januar 2010 zumindest auch mit dem 
Zweck geändert worden ist, eine Solaranlage zu errichten, 

• für die ein Planfeststellungsverfahren, ein sonstiges Verfahren mit den Rechtswirkungen 
der Planfeststellung für Vorhaben von überörtlicher Bedeutung oder ein Verfahren auf 

 

 

1 www.energieagentur.rlp.de/themen/erneuerbare-energien/solarenergie/ 
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Grund des Bundes-Immissionsschutzgesetzes für die Errichtung und den Betrieb öffent-
lich zugänglicher Abfallbeseitigungsanlagen durchgeführt worden ist, an dem die Ge-
meinde beteiligt wurde, 

• die im Eigentum des Bundes oder der Bundesanstalt für Immobilienaufgaben stand oder 
steht und nach dem 31. Dezember 2013 von der Bundesanstalt für Immobilienaufgaben 
verwaltet und für die Entwicklung von Solaranlagen auf ihrer Internetseite veröffentlicht 
worden ist, 

• deren Flurstücke zum Zeitpunkt des Beschlusses über die Aufstellung oder Änderung 
des Bebauungsplans als Ackerland genutzt worden sind und in einem benachteiligten 
Gebiet lagen und die nicht unter eine der in den Buchstaben a bis g oder j genannten 
Flächen fällt, 

• deren Flurstücke zum Zeitpunkt des Beschlusses über die Aufstellung oder Änderung 
des Bebauungsplans als Grünland genutzt worden sind und in einem benachteiligten 
Gebiet lagen und die nicht unter eine der in den Buchstaben a bis g oder j genannten 
Flächen fällt oder 

• die ein künstliches Gewässer im Sinn des § 3 Nummer 4 des Wasserhaushaltsgesetzes 
oder ein erheblich verändertes Gewässer im Sinn des § 3 Nummer 5 des Wasserhaushalts-
gesetzes ist, oder 

Mit seiner Lage innerhalb eines benachteiligten Gebietes in der Ortsgemeinde Bottenbach2 erfüllt 
das vorliegende Plangebiet die Voraussetzungen für eine Förderung nach dem EEG. Darüber hin-
aus ist die Ackerzahl im Plangebiet mit >20-<=40 gering (in Teilen mittel) und das Ertragspotenzial 
mittel. Daher ist die Fläche für die Landwirtschaft lediglich von geringer Bedeutung. 

Zudem liegt die geplante Solarparkfläche innerhalb von derzeit intensiv landwirtschaftlich genutz-
ten Flächen. Das Plangebiet kann demnach aus naturschutzfachlicher Sicht größtenteils als unter-
durchschnittlich gewertet werden und eignet sich daher für die Errichtung eines Solarparks. 

1.2.2 Mitwirkungsbereitschaft der Eigentümer 

Die Prokon Regenerative Energien eG hat mit allen Grundstückseigentümern und Flächenbewirt-
schaftern im Plangebiet Gespräche geführt und größtenteils Nutzungsverträge geschlossen. So 
steht im Förderfalle einer schnellen Realisierung der Photovoltaikfreiflächenanlage nichts im 
Wege. 

2 VERFAHRENSVERLAUF / RECHTSGRUNDLAGEN 

Das Verfahren zur Aufstellung des Bebauungsplanes „Photovoltaik-Freiflächenanlage Botten-
bach“ erfolgt im Regelverfahren nach den gesetzlichen Vorschriften des BauGB. Seit der BauGB-
Novelle im Jahr 2004 bedürfen grundsätzlich alle Bauleitpläne nach § 2 Abs. 4 BauGB einer Um-
weltprüfung einschließlich Umweltbericht. Dabei bezieht sich die Umweltprüfung auf das, was 
nach gegenwärtigem Wissensstand und allgemein anerkannten Prüfmethoden sowie nach Inhalt 
und Detaillierungsgrad des Bauleitplans angemessenerweise verlangt werden kann. Das daraus 
resultierende Ergebnis der Umweltprüfung ist in der Abwägung zu berücksichtigen. Des Weiteren 
hat die Ortsgemeinde im Aufstellungsverfahren dem Entwurf des Bauleitplans nach § 2 a BauGB 
eine Begründung beizufügen. Entsprechend dem Stand des Verfahrens sind in ihr zum einen die 

 

 

2 https://www.dlr.rlp.de/Internet/global/themen.nsf/se_quick/0FF9370D937F59A6C125839400212E8C?Open-

Document Benachteiligte Gebiete Rheinland-Pfalz, zuletzt abgefragt: 14.12.2022 

https://www.dlr.rlp.de/Internet/global/themen.nsf/se_quick/0FF9370D937F59A6C125839400212E8C?OpenDocument
https://www.dlr.rlp.de/Internet/global/themen.nsf/se_quick/0FF9370D937F59A6C125839400212E8C?OpenDocument
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Ziele, Zwecke und wesentlichen Auswirkungen des Bauleitplans und zum anderen in dem Umwelt-
bericht nach der Anlage 1 BauGB die auf Grund der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB ermit-
telten und bewerteten Belange des Umweltschutzes darzulegen. Dabei bildet der Umweltbericht 
einen gesonderten Teil der Begründung. 

Nach § 4 Abs. 1 BauGB sind die betroffenen Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
zur Äußerung im Hinblick auf den erforderlichen Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprü-
fung aufzufordern. An dieses sogenannte „Scoping-Verfahren“ schließt sich das weitere Beteili-
gungsverfahren an. Einen vollständigen Überblick über den Verfahrensablauf geben die Planzeich-
nungen zum Bebauungsplan. 

Der Bebauungsplan „Photovoltaik-Freiflächenanlage Bottenbach“ wird unter Berücksichtigung 
der aktuellen relevanten Bau- und Umweltgesetzgebung erstellt. Die verwendeten gesetzlichen 
Grundlagen sind der entsprechenden Rubrik der Planzeichnung zu entnehmen. 

Die Errichtung von Solarparks fällt nach der aktuellen Rechtsprechung nicht unter die Kategorie 
der privilegierten Vorhaben nach § 35 Abs. 1 BauGB, welche nur zulässig sind, wenn öffentliche 
Belange nicht entgegenstehen und die Erschließung gesichert ist. Auch liegt die geplante Photo-
voltaik-Freiflächenanlage nicht entlang einer Autobahn oder Schienenweges des übergeordneten 
Netzes im Sinne des § 2b des Allgemeinen Eisenbahngesetzes mit mindestens zwei Hauptgleisen 
und in einer Entfernung zu diesen von bis zu 200 Metern, gemessen vom äußeren Rand der Fahr-
bahn, wo nach § 35 Abs. 1 Nr. 8 BauGB eine Privilegierung gilt. 

Die Genehmigung einer Photovoltaikanlage gemäß § 35 Abs. 2 BauGB scheidet ebenfalls aus, da 
hier regelmäßig öffentliche Belange, wie die Freihaltung des Außenbereiches und die Darstellun-
gen des Flächennutzungsplanes entgegenstehen. Damit ist zur Umsetzung des Vorhabens die Auf-
stellung eines Bebauungsplanes erforderlich. 

3 INFORMATIONEN ZUM PLANGEBIET 

 LAGE DES PLANGEBIETES 

Das ca. 14,5 ha große Plangebiet ist in einen nordwestlichen und südöstlichen Teilbereich aufge-
teilt und befindet sich im Landkreis Südwestpfalz, in der Verbandsgemeinde Pirmasens-Land und 
hier in der Ortsgemeinde Bottenbach. Die Fläche liegt ca. 200 m westlich der Siedlungslage von 
Bottenbach sowie ca. 250 m südlich der Landesstraße L478.  

 

Abbildung 1: Lage im Raum 
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 RÄUMLICHER GELTUNGSBEREICH 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes erstreckt sich  

• im Nordwesten: über Bereiche mit den Flurbezeichnungen: „Im Fliegenbörsch“, „Auf der 
Fliegenbösch (I. und II. Ahnung)“ und  

• im Südosten: über einen Bereich mit der Flurbezeichnung „Im Birkenbusch“.  

Er umfasst hier folgende Parzellen in Flur 0 der Gemarkung Bottenbach: 

• im Nordwesten:  

o ganz: 856, 860, 869, 872, 876, 878, 900, 1120 

o teilweise: 384/1, 850, 865, 920/2, 930 

• im Südosten:  

o ganz: 500, 784, 785/2, 790 

o teilweise: 780 

Die in der Örtlichkeit wahrnehmbaren Grenzen des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes 
„Photovoltaik-Freiflächenanlage Bottenbach “ lassen sich wie folgt beschreiben: 

Nordwestlicher Teil: 

• Im Norden und Osten: durch weitere Acker- und Grünlandflächen in der freien Feld-
flur, teilweise wird die Grenze auch hier durch vorhandene Feldwege inmitten der 
Feldflur gebildet, 

• Im Westen und Süden: durch großflächige Gebüsche sowie den dadurch verlaufen-
den Quell- und Bottenbach 

Südöstlicher Teil: 

• Im Nordwesten und Südosten: durch großflächige Gebüsche sowie den dadurch ver-
laufenden Quell- und Bottenbach, 

• Im Norden: durch Grünland, welches von Gehölzen durchzogen ist, 

• Im Osten: durch hier vorhandene Betriebsgebäude. 

Die genaue Abgrenzung des Geltungsbereiches sind der Planzeichnung zum Bebauungsplan zu 
entnehmen. 
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Abbildung 2: Geltungsbereich des Bebauungsplanes 

 DERZEITIGE SITUATION, VORHANDENE NUTZUNGEN UND UMGEBUNGSNUTZUNG 

Das Plangebiet wird derzeit überwiegend landwirtschaftlich genutzt. Im nordwestlichen Teil findet 
man hierbei ackerbauliche, aber auch Grünlandnutzungen (Fettwiesen), im südwestlichen Teil 
hingegen ausschließlich Grünlandnutzung. In den Randbereichen beider Bereiche treten teilweise 
Gehölzstrukturen auf, die sich entlang der steilen Hänge des Bottenbachtals sowie den in diesen 
mündenden kleinen Kerbtäler erstrecken. 

Die Umgebungsnutzung wird überwiegend landwirtschaftlich geprägt. Hier findet man ebenfalls 
Acker- und Grünlandnutzung. Zudem setzen sich die angesprochenen Gehölzbestände entlang der 
Talhänge auch außerhalb des Plangebietes fort. 

Der südöstliche Teil grenzt zudem im Osten fast unmittelbar an die Ortslage von Bottenbach. Beim 
nordwestlichen Teil grenzen in Richtung Ortslage zunächst die großen Obstanbauflächen der ört-
lichen Schnapsbrennerei an. 

4 VORGABEN FÜR DIE PLANUNG 

 VORGABEN DER RAUMORDNUNG 

Gemäß § 1 Abs. 4 BauGB sind die Vorgaben der Raumordnung bei der Aufstellung und Änderung 
von Bauleitplänen zu berücksichtigen. Die Ziele der Raumordnung werden in Rheinland-Pfalz auf 
Landesebene durch das Landesentwicklungsprogramm (LEP IV) festgelegt. Die Ziele auf Ebene der 
Regionalplanung, welche sich aus den Vorgaben der Landesplanung heraus entwickelt haben, 
werden dann in den Regionalplänen dargestellt. 
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4.1.1 Landesentwicklungsprogramm (LEP IV) (4. Änderung – Fortschreibung des Kapi-
tels „Erneuerbare Energien, Rechtsverordnung vom 30.01.2023) 

Das Landesentwicklungsprogramm von Rheinland-Pfalz legt für die Errichtung von Photovoltaik-
anlagen folgende Grundsätze und Ziele der Raumordnung fest (Text der Lesefassung3) 

G 166  

Freiflächen-Photovoltaikanlagen sollen flächenschonend, insbesondere auf zivilen und militäri-
schen Konversionsflächen, entlang von linienförmigen Infrastrukturtrassen sowie auf ertrags-
schwachen, artenarmen oder vorbelasteten Acker- und Grünlandflächen errichtet werden. Als 
Kenngröße für vergleichsweise ertragsschwächere landwirtschaftliche Flächen soll die regionalty-
pische Ertragsmesszahl herangezogen werden.  

Z 166 a  

Die Errichtung von Freiflächen-Photovoltaikanlagen ist in den Kernzonen und den Rahmenberei-
chen der UNESCO-Welterbegebiete Oberes Mittelrheintal und Obergermanisch-Raetischer Limes 
ausgeschlossen.  

Z 166 b  

In den Regionalplänen sind zumindest Vorbehaltsgebiete für Freiflächen-Photovoltaikanlagen, ins-
besondere entlang linienförmiger Infrastrukturtrassen, auszuweisen.  

G 166 c  

Durch ein regionales und landesweites Monitoring soll die Überplanung und Nutzung von Acker-
flächen für den Bau von Freiflächen-Photovoltaikanlagen beobachtet werden 

• G 166: Von baulichen Anlagen unabhängige Photovoltaikanlagen sollen flächenschonend, 
insbesondere auf zivilen und militärischen Konversionsflächen sowie auf ertragsschwa-
chen, artenarmen oder vorbelasteten Acker- und Grünlandflächen errichtet werden. 

Bei der Errichtung von Photovoltaikfreiflächenanlagen soll dem Gedanken des sparsamen Um-
gangs mit Grund und Boden Rechnung getragen werden und insbesondere Standorte mit einer 
Ertragsmesszahl unterhalb des landesweiten Durchschnitts von 35 gewählt werden. Das Plange-
biet weist größtenteils eine Ertragsmesszahl unterhalb dieses Durchschnittswertes auf. Lediglich 
kleinere Bereiche haben eine höhere Ertragsmesszahl (>40 bis <=60).  

Damit entspricht der vorliegende Bebauungsplan den landesplanerischen Vorgaben des LEP IV. 

4.1.2 Regionaler Raumordnungsplan Westpfalz (ROP IV, 2018) 

Bezüglich des Themas Solarenergie legt der Regionale Raumordnungsplan IV (ROP) Westpfalz 
zwar keine konkreten Ziele und Grundsätze fest, weist aber in Punkt 11.3.2 darauf hin, dass eine 
sichere, kostengünstige, umweltverträgliche und ressourcenschonende Energieversorgung die 
Grundvoraussetzung für eine nachhaltige Regionalentwicklung ist und für die Region Westpfalz 
aufgrund der natürlichen Voraussetzungen neben der Windkraft vor allem die Solarenergie von 
großem Interesse ist.  

Somit steht das Vorhaben den Grundsätzen zur Nutzung erneuerbarer Energien der Regionalen 
Raumordnung Westpfalz nicht entgegen. 

 

 

3 https://mdi.rlp.de/fileadmin/03/Themen/Landesplanung/Dokumente/Landesentwicklungsprogramm/4.TF/Lesefas-

sung_MdI_-_nach_4._TF_LEP_IV.pdf 
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Weiterhin werden folgende Vorgaben für das Plangebiet durch den Regionalen Raumordnungs-
plan Westpfalz getroffen: 

 

Abbildung 3: Ausschnitt Regionaler Raumordnungsplan Westpfalz 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes liegt im südöstlichen Bereich innerhalb eines Vorbe-
haltsgebietes für den Regionalen Biotopverbund. 

G16:  

Innerhalb der Vorbehaltsgebiete für den regionalen Biotopverbund sollten Maßnahmen zur Auf-
wertung und Neuentwicklung potenziell geeigneter Flächen, welche künftig Funktionen im Bio-
topverbund übernehmen sollen, verwirklicht werden. Dies gilt insbesondere für sich aus der Bau-
leitplanung und Einzelprojekten ergebende kompensatorische Forderungen im Sinne der Ein-
griffs/Ausgleich Regelung - soweit nicht anderweitig sinnvoller umzusetzen. Ordnungsgemäß aus-
geübte Nutzungen der Land- und Forstwirtschaft, bleiben – sofern nicht anders miteinander ver-
einbart/abgestimmt – hiervon unberührt. 

Laut dem Erläuterungsbericht zum Regionalen Raumordnungsplan Westpfalz ist in den Vorbe-
haltsgebieten für den regionalen Biotopverbund im Rahmen der jeweiligen Nutzungsoption dem 
Biotopverbund grundsätzlich Rechnung zu tragen. Um diesem Grundsatz nicht entgegenzustehen, 
werden im Bebauungsplan entsprechende Kompensationsmaßnahmen ergriffen, um den Erhalt 
regionaler Populationen zu sichern und Wanderkorridore freizuhalten. Diese werden im Umwelt-
bericht näher erläutert.  

Kleine Teile des nordwestlichen Plangebietes werden von einem Vorranggebiet für die Landwirt-
schaft randlich tangiert. 

Z28:  

Innerhalb der Vorranggebiete für die Landwirtschaft hat die der Erfüllung der Funktionen der land-
wirtschaftlichen Produktion dienende Landbewirtschaftung Vorrang vor konkurrierenden Nut-
zungsansprüchen. 

Im vorliegenden Fall führt die Umsetzung des Vorhabens lediglich zu einem sehr geringen und 
zeitlich begrenzten Flächenverlust des Vorranggebietes für die Landwirtschaft. Zudem wird die 
landwirtschaftliche Tätigkeit durch die Nutzung der Fläche als Solarpark nicht vollständig ausge-
schlossen. Aufgrund seiner Bauweise in einer aufgeständerten Bauart mit einem Bodenabstand 
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von mindestens 0,7 m kann eine extensive landwirtschaftliche Nutzung (wie beispielsweise Schaf-
beweidung) weiter erfolgen. Somit schließen sich die Nutzungen gegenseitig nicht grundsätzlich 
aus.  

Darüber hinaus befindet sich das Plangebiet randlich innerhalb eines Vorbehaltsgebietes für 
Grundwasserschutz. 

G37:  

Innerhalb der Vorbehaltsgebiete für die Sicherung des Grundwassers ist bei Nutzungen darauf zu 
achten, dass hiervon keine erheblichen Beeinträchtigungen auf die Grundwasserqualität und die 
Grundwasserneubildung ausgehen. Bei künftigen Grundwasserentnahmen ist auf die land- und 
forstwirtschaftliche Nutzung sowie auf die vorhandene grundwasserabhängige Vegetation – vor 
allem auf Feuchtgebiete – Rücksicht zu nehmen. 

Da durch die Solarpark-Nutzung lediglich sehr geringe Flächenanteile versiegelt werden, ist mit 
einem unverändertem Grundwasserhaushalt auszugehen. Weitere mögliche Beeinträchtigungen 
auf das Schutzgut Wasser werden im Umweltbericht abgehandelt. 

4.1.3 Leitfaden Großflächige Solar- und Photovoltaikanlagen im Freiraum 

Nach dem „Leitfaden Großflächige Solar- und Photovoltaikanlagen im Freiraum“ der Obersten 
Landesplanungsbehörde ist auf Grund der hohen Raumbedeutsamkeit bei großflächigen Photol-
voltaikanlagen im Außenbereich bei einer Flächengröße über 10 ha in der Regel ein Raumord-
nungsverfahren gem. § 17 LPlG von der zuständigen Landesplanungsbehörde durchzuführen. Die 
Unterlagen zum Raumordnungsverfahren werden im Zuge des weiteren Aufstellungsverfahrens 
des Bebauungsplanes der SGD Süd als zuständiger Behörde vorgelegt. 

 FLÄCHENNUTZUNGSPLAN 

Nach § 8 Abs. 2 BauGB ist ein Bebauungsplan aus dem Flächennutzungsplan zu entwickeln. 

Der derzeit rechtswirksame FNP der Verbandsgemeinde Pirmasens-Land stellt für das Plangebiet 
„Flächen für die Landwirtschaft“ gem. § 5 Abs. 2 Nr. 9a BauGB bzw. „Fläche für Wald“ gem. § 5 
Abs. 2 Nr. 9b dar.  

Da der hier vorliegende Bebauungsplan nicht aus dem derzeit rechtswirksamen FNP entwickelt 
werden kann, muss somit das Parallelverfahren nach § 8 Abs. 3 BauGB zur zeitgleichen Aufstellung 
von Bebauungsplan und Flächennutzungsplan von der Verbandsgemeinde Pirmasens-Land durch-
geführt werden. Zukünftig soll die Geltungsbereichsfläche des Bebauungsplanes als Sonderbau-
fläche „Solarpark, Photovoltaik-Freiflächenanlage“ gem. § 5 Abs. 2 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 1 Abs. 1 
Nr. 4 BauNVO im Flächennutzungsplan und in einem kleinen Teilbereich als „Fläche für Wald“ 
gem. § 5 Abs. 2 Nr. 9b dargestellt werden.  
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Abbildung 4: Derzeit rechtswirksamer Flächennutzungsplan der Verbandsgemeinde Pirmasens-Land 

 
Abbildung 5: Flächennutzungsplan der Verbandsgemeinde Primasens - Land nach paralleler Änderung 
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 RESTRIKTIONEN FÜR DIE PLANUNG 

Die Bebaubarkeit bzw. sonstige Nutzbarkeit des Plangebietes für bauliche Zwecke werden be-
reichsweise durch Restriktionen bestimmt. 

Die daraus resultierenden Vorgaben für die Freihaltung von Schutz- und Abstandsflächen sowie 
sonstige Nutzungsbeschränkungen sind bei der Ausweisung von Bauflächen zu berücksichtigen 
und planungsrechtlich zu sichern. 

Derzeit sind im Plangebiet keine Restriktionen bekannt, die im Rahmen der Bebauungsplanung zu 
berücksichtigen sind. 

5 PLANFESTSETZUNGEN 

 ART DER BAULICHEN NUTZUNG (§ 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB) 

5.1.1 Sonstiges Sondergebiet – SO – Zweckbestimmung: Solarpark, Photovoltaikfreiflä-
chenanlage (§ 11 Abs. 2 BauNVO) 

Festsetzung 

Zulässig sind  

• die Errichtung von freistehenden, aufgeständerten, nicht nachgeführten Photovoltaik-
anlagen (Modultische). Die Modultische sind ohne flächige Fundamente, mittels Stahl-
profilen in den Boden zu rammen oder zu schrauben.  

• die Errichtung von Gebäuden und baulichen Anlagen sowie Nebenanlagen, die der Auf-
nahme von technischen Anlagen dienen (z.B. Trafos, Wechselrichter, Übergabestation, 
Batteriecontainer / Batteriespeicher, jeweils inklusive Verkabelungen, Ersatzteillager), 
die für den Betrieb von Photovoltaikanlagen erforderlich sind. 

• Zaunanlagen mit Übersteigschutz und Toren 

• Kameramasten zur Überwachung der Anlage 

• unversiegelt gestaltete Zufahrten, Fahrwege und Wartungsflächen (Naturstein-Schot-
ter, Rasenschotter) 

Erklärung 

Sondergebiete sind stets dann in einem Bebauungsplan festzusetzen, wenn sich ein solches Ge-
biet von den „üblichen“ Baugebieten nach § 2 bis 9 der BauNVO unterscheidet. Die BauNVO kennt 
nur zwei Kategorien von Sondergebieten, solche die der Erholung dienen (§ 10 BauNVO) und sons-
tige Sondergebiete (§ 11 BauNVO). Der § 11 BauNVO führt entsprechende sonstige Sondergebiete 
beispielhaft auf, wobei dieser Katalog nicht abschließend ist. 

„Gebiete für Anlagen, die der Erforschung, Entwicklung oder Nutzung erneuerbarer Energien, wie 
Wind- und Sonnenenergie, dienen“ sind in diesem Katalog möglicher Sondergebiete enthalten. 

Im vorliegenden Fall wird die Begrifflichkeit aus dem § 11 BauNVO durch die Zweckbestimmung 
„Solarpark, Photovoltaikfreiflächenanlage“ vereinfacht. Diese Zweckbestimmung charakterisiert 
dabei das Sondergebiet nur allgemein. Über den frei definierbaren Katalog zulässiger Nutzungen 
erfolgt die notwendige hinreichende Bestimmung des Gebietes. 

Zulässig sind nach dem oben stehenden Nutzungskatalog zunächst einmal die typischen baulichen 
Anlagen eines Solarparks, d.h. die Modultische und alle erforderlichen Nebenanlagen. Die Einzäu-
nung der Anlage sowie evtl. Kameramasten werden aus versicherungstechnischen Gründen zu-
sätzlich notwendig. 
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Hierbei sind die baulichen Anlagen nach den Festsetzungen so zu gestalten, dass die Bodenversie-
gelung auf ein Minimum beschränkt wird. 

 MASS DER BAULICHEN NUTZUNG (§ 9 ABS.1 NR. 1 BAUGB) 

Das Maß der baulichen Nutzung ist ein die städtebauliche Entwicklung entscheidend prägendes 
Element. So bestimmen Höhe, Dichte und Art der Bebauung das äußere Erscheinungsbild, haben 
aber auch Auswirkungen auf den Flächenverbrauch. Die Nutzungsschablone enthält die Werte 
über das Maß der baulichen Nutzung und gilt für die zusammenhängend dargestellten überbau-
baren Flächen. Zum Maß der baulichen Nutzung werden folgende Festsetzungen getroffen. 

5.2.1 Höhe baulicher Anlagen (§ 18 BauNVO) 

Festsetzung 

Die minimale und maximale Höhe der baulichen Anlagen (hier: Modultische der Photovoltaikfrei-
flächenanlage) innerhalb des Planungsgebietes wird wie folgt festgesetzt: 

• Höhe 1: Höhe Photovoltaik-Gestelle über Geländeoberfläche als Mindestmaß: 0,7 m 

• Höhe 2: Höhe Photovoltaik-Gestelle über Geländeoberfläche als Höchstmaß: 3,5 m 

 

• Nebenanlagen, wie Wechselrichter, Trafoanlage und Batteriecontainer / Batterie-
speicher, Ersatzteillager: max. 4,0 m. Dabei dürfen untergeordnete Bauteile, wie An-
tennen- oder Lüfteranlagen sowie Kameramasten diese Höhe um bis zu 4,0 m über-
schreiten. 

• Zaunanlage: max. 2,5 

Erklärung 

Zur eindeutigen Bestimmung des Maßes der baulichen Nutzung in einem Bebauungsplan ist stets 
eine dreidimensionale Maßfestsetzung (Geschossflächenzahl, Höhe der baulichen Anlagen, Zahl 
der Vollgeschosse) erforderlich. Im Bereich einer Photovoltaikfreiflächenanlage reicht jedoch die 
Festsetzung der Höhe der baulichen Anlagen zur eindeutigen Bestimmung des Maßes der Anlage. 
Um die eindeutige Bestimmung durch die Höhe der Anlage zu gewährleisten, wird jedoch neben 
der maximalen Höhe der Module zusätzlich noch eine Mindesthöhe der Module festgesetzt. 
Dadurch soll ein Lichteinfall unter den Modulen sichergestellt werden, um auch für diese Bereiche 
eine Vegetationsbedeckung und damit eine ökologische Wertigkeit zu erreichen. 

5.2.2 Grundflächenzahl (GRZ), Grundfläche (GF) (§ 19 BauNVO) 

Festsetzung 

Die Grundflächenzahl wird gemäß § 9 Abs.1 Nr.1 BauGB i.V.m. §§ 17 und 19 BauNVO im Sonder-
gebiet auf 0,6 (Modulfläche) im Verhältnis zur Gesamtfläche des gesamten Solarparks festgesetzt. 

Unter der GRZ wird die übertraufte Fläche in senkrechter Projektion auf die Geländeoberfläche 
verstanden. 
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Zusätzlich wird eine Grundfläche von maximal 1.500,00 m² für die Errichtung der Rammpfosten, 
Zaunpfosten, des Wechselrichters und der Container für Speicheranlagen sowie weiterer Neben-
anlagen im SO-Solar festgesetzt.  

Erklärung 

Nach § 19 Abs. 1 BauNVO gibt die Grundflächenzahl an, wie viele Quadratmeter Grundfläche je 
Quadratmeter Grundstücksfläche zulässig sind. Die zulässige Grundfläche ist der Anteil des Bau-
grundstücks, der von baulichen Anlagen überdeckt werden darf. Die Grundflächenzahl ist folglich 
eine Verhältniszahl, die den Überbauungsgrad der Grundstücke im Bauland bestimmt. Dabei sind 
im Sinne der Berücksichtigung des Umweltschutzes in der Bauleitplanung alle ober- und unterir-
dischen Anlagen mitzurechnen, wie z.B. 

• Hauptgebäude 

• Garagen und Stellplätze mit Zufahrten 

• Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO 

• Tiefgaragen und sonstige unterirdische Anlagen. 

In § 17 Abs. 1 BauNVO wird die Obergrenze der Grundflächenzahl in Sondergebieten auf 0,8 fest-
gesetzt. Diese Obergrenze wird im Bebauungsplan „Freiflächen-Photovoltaikanlage Bottenbach“ 
bei weitem nicht ausgeschöpft. Vielmehr wird entsprechend der tatsächlichen Planungsabsicht 
des Projektentwicklers die wesentlich geringere Grundflächenzahl von 0,6 festgesetzt und somit 
einem sparsamen Umgang mit Grund und Boden Rechnung getragen.  

Im Regelfall gibt die Grundflächenzahl den Versiegelungsgrad eines Grundstückes wieder. Dies ist 
im Rahmen des vorliegenden Bebauungsplanes nicht der Fall. Hier wird das Grundstück zwar 
durch die Solarmodule überdeckt, so dass diese Flächen bei der Ermittlung der Grundflächenzahl 
mit zu berücksichtigen sind, aber nicht versiegelt. Die GRZ ermittelt sich damit durch die über-
traufte Fläche der Solarmodule in senkrechter Projektion. Der Versiegelungsgrad des Grundstü-
ckes wird daher deutlich unter 5% liegen. 

Die GRZ wird für die Modulfläche als projizierte überbaubare Fläche auf 0,6 festgesetzt, um die 
Belegungsdichte der Module zu regeln. Die von den Modulen überdachte Fläche soll nicht versie-
gelt werden, sondern wie der Bereich zwischen den Modulen als Grünland genutzt werden. Der 
Flächenanteil von 40% für die Bereiche zwischen den Modulen gewährleistet zudem eine mög-
lichst ungestörte Vegetationsentwicklung in weiten Teilen des Solarparks. Unabhängig von der 
festgesetzten GRZ verursacht die Errichtung einer Photovoltaikanlage eine wesentlich geringere 
Versiegelung. Der Versiegelungsgrad wird durch die Verankerung der Unterkonstruktion für die 
Photovoltaikelemente im Boden und die Errichtung der Wechselrichter und Trafogebäude sowie 
unter Umständen der Zuwegung hervorgerufen. Daher wird zur Sicherstellung des sparsamen 
Umgangs mit Grund und Boden festgesetzt, dass die Bodenversiegelung im gesamten Geltungs-
bereich maximal 1.500 m² erreichen darf. 

 ÜBERBAUBARE GRUNDSTÜCKSFLÄCHE (§ 23 BAUNVO) 

Festsetzung 

Gem. § 23 Abs. 3 BauNVO werden die überbaubaren Grundstücksflächen im vorliegenden Bebau-
ungsplan durch die Festsetzung von Baugrenzen bestimmt, die dem Plan zu entnehmen sind. 

Erklärung 

Mit der Festsetzung der überbaubaren Grundstücksfläche werden die bebaubaren Bereiche des 
Grundstücks definiert und damit die Verteilung der baulichen Anlagen auf dem Grundstück gere-
gelt. Die Baugrenze gem. § 23 Abs. 3 BauNVO umschreibt die überbaubare Fläche, wobei lediglich 
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Gebäudeteile in geringfügigem Ausmaß die Baugrenze überschreiten dürfen. Die im Bebauungs-
plan festgesetzte Baugrenze gibt damit in erster Linie die Verteilung der Modultische innerhalb 
des Plangebietes wieder. Hierbei definiert der Bebauungsplan derzeit ein sehr ausgedehntes Bau-
fenster, welches sich nahezu über den gesamten Geltungsbereich des Bebauungsplanes erstreckt. 
Dadurch soll eine möglichst optimale Ausnutzung des Plangebietes für die Gewinnung regenera-
tiver Energie erreicht werden. 

 FLÄCHEN FÜR NEBENANLAGEN (§ 9 ABS. 1 NR. 4 BAUGB, § 14 BAUNVO) 

Festsetzung 

Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO sind im gesamten Sondergebiet innerhalb und außer-
halb der überbaubaren Flächen zulässig. Hierzu gehören die zu verlegenden Versorgungsleitun-
gen, Wechselrichter (Trafo), Container für Speicheranlagen sowie die Zaunanlage. 

Erklärung 

Neben den oben bereits beschriebenen überbaubaren Flächen gibt die Festsetzung zu den Ne-
benanlagen ebenfalls Hinweise auf die Verteilung der baulichen Anlagen auf den Grundstücksflä-
chen. Dabei wird die Zulässigkeit von Nebenanlagen innerhalb des Sondergebietes geregelt. 

 VERKEHR 

Zur Erschließung des Plangebietes, das heißt zur Anlieferung und Wartung der Solarmodule, wer-
den die vorhandenen Feldwirtschaftswege genutzt, welche nach Süden von der L478 bzw. Stein-
hauser sowie von der Jakobstraße in Richtung Westen ins Plangebiet abzweigen. 

 VER- UND ENTSORUNG 

5.6.1 Versorgung 

Eine Wasser- und Gasversorgung des Plangebietes ist nicht erforderlich. Strom wird im Plangebiet 
selbst produziert und in Richtung einer Einspeisemöglichkeit abgeführt. 

5.6.2 Abwasserentsorgung 

Die Solarmodule werden auf Stahlprofilen montiert, so dass hier kaum eine Versiegelung stattfin-
det. Das Niederschlagswasser läuft von den Modulen ab und kann auf der Fläche versickern. Glei-
ches gilt für das von den Nebenanlagen und sonstigen baulichen Anlagen anfallende Nieder-
schlagswasser. 

Schmutzwasser fällt innerhalb des Plangebietes nicht an. 

 GRÜN- UND LANDSCHAFTSPLANUNG 

Da die Bauleitplanung und die hierdurch planerisch zulässige Versiegelung von Grund und Boden 
Eingriffe in einen bisher wenig belasteten Landschaftsraum ermöglicht, ist es auch notwendig, im 
Sinne einer ökologisch orientierten Siedlungsentwicklung entsprechende Minderungs-, Ersatz- 
und Ausgleichsmaßnahmen innerhalb des Plangebietes durchzuführen. 

Die grünordnerischen Festsetzungen werden im Folgenden aufgeführt und begründet. 
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5.7.1 Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, 
Natur und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) 

Festsetzungen 

M1: Entwicklung von Extensivwiesen 

Die Flächen unter und zwischen den Modulen im Sondergebiet sind als Extensivwiesen zu entwi-
ckeln. Das Grünland unter und zwischen den Modulen ist extensiv zu bewirtschaften. Es ist eine 
Mähnutzung, alternativ aber auch eine extensive Beweidung (z.B. Wanderschäferei) zulässig. 
Hierbei darf die Besatzdichte sechs Mutterschafe (0,6 Großvieheinheiten) pro ha nicht überschrei-
ten. Im Falle einer Mähnutzung ist eine 1- bis 2-malige Mahd pro Jahr vorgegeben. Dabei darf der 
erste Mahd-Termin nicht vor dem 15. Juni, der zweite Mahdtermin nicht vor dem 15. August lie-
gen. Das Mähgut ist von der Fläche zu entfernen.  

Jegliche Düngung oder sonstige Melioration der Fläche ist untersagt. 

M2: Herstellung von versickerungsfähige Erschließungswegen und -flächen 

Anzulegende Erschließungswege, Bedarfsstellplätze oder Wendemöglichkeiten sind aus Gründen 
der Grundwassererneuerung gem. § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB wasserdurchlässig als Schotterrasen 
anzulegen. 

M3: Barrierefreie Gestaltung der Einfriedung 

Einzäunungen des Sondergebietes sind so zu gestalten, dass sie keine Barriere für Klein- und Mit-
telsäuger darstellen.  

Auf Sockelmauern ist daher zu verzichten. Die Zaununterkante muss in einem Abstand von min-
destens 10 cm über dem Gelände eingebaut werden.  

Die Verwendung von Stacheldraht im Bodenbereich der Einfriedung ist nicht zulässig.  

Für alle Maßnahmen gilt: 

Die festgesetzten Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und 
Landschaft sind innerhalb eines Jahres nach Errichtung der Photovoltaikanlage umzusetzen und 
für die Dauer der Betriebszeit der Anlage fachgerecht zu pflegen und fortzuführen.  

Erklärung / Begründung: 

Durch die Umwandlung der Ackerflächen sowie den intensiv genutzten Fettwiesen im Plangebiet 
in Extensivgrünland wird eine deutliche Aufwertung der Flächen als Lebensraum für Tiere und 
Pflanzen erreicht. Die Aushagerung der Flächen und die Festlegungen zur extensiven Nutzung stel-
len mittelfristig die Entwicklung von artenreichem Grünland sicher, wie es zum Teil auch im Um-
land des Plangebietes zu finden ist.  

Untersuchungen zeigen, dass Solaranlagen einen hohen Beitrag für die regionale Artenvielfalt ha-
ben und durch die Installation eines Solarparks eine deutliche ökologische Aufwertung der Flä-
chen im Vergleich zur bisherigen intensiveren landwirtschaftlichen Nutzung möglich ist. Bereits 
nach kurzer Zeit führt die Extensivierung der landwirtschaftlichen Bearbeitung zu einer Zuwande-
rung von Schmetterlingen und anderen Insekten sowie einer steigenden Pflanzenvielfalt.  

Durch die wasserdurchlässige Befestigung von Wegen, Stellplätzen und Wendemöglichkeiten 
werden die Auswirkungen auf den Boden- und Wasserhaushalt reduziert.  

Aufgrund der Flächengröße und der geplanten Einzäunung stellt das Vorhaben insbesondere für 
Mittel- und Großsäuger eine Wanderbarriere dar. Durch den Abstand der Zaununterkante von 
mind. 10 cm zur Geländeoberfläche wird die Barrierewirkung zumindest für Klein- und Mittelsäu-
ger aufgehoben. 

https://de.wikipedia.org/wiki/Artenvielfalt
https://de.wikipedia.org/wiki/Extensivierung
https://de.wikipedia.org/wiki/Schmetterling
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Die Festsetzungen zur Gestaltung der Zaunanlagen und der Durchlässe orientieren sich an den 
Empfehlungen des „Leitfadens zur Berücksichtigung von Umweltbelangen bei der Planung von 
PV-Freiflächenanlagen“ von 2007, welcher vom Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit in Auftrag gegeben wurde. 

5.7.2 Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 
25 a BauGB) 

P1: Anpflanzen von Feldgehölzen 

Innerhalb der mit P 1 gekennzeichneten Fläche sind Gehölze mit einer mehrreihigen Anpflanzung 
naturnaher, niedrig wachsender Feldgehölze aus heimischen, standortgerechten Gehölzen in ei-
nem Abstand von 1,0 m zu bepflanzen.  

Ein Rückschnitt im mehrjährigen Turnus des zu den Modulen liegenden Randbereichs der Feldge-
hölze ist zulässig.  

Für alle Pflanzmaßnahmen sind die DIN 18916 sowie die DIN 18920 und die FLL-Empfehlungen für 
Baumpflanzungen entsprechend zu beachten und es sind gebietsheimische Gehölze mit der regi-
onalen Herkunft „Westdeutsches Bergland und Oberrheingraben“ (Region 4) nach dem „Leitfaden 
zur Verwendung gebietseigenerGehölze“ (BMU, Januar 2012) zu verwenden. Die folgende Arten-
liste stellt lediglich eine beispielhafte Auswahl an geeigneten standortgerechten heimischen Ge-
hölzen dar: 

Pflanzliste Sträucher (Beispiel) 

Liguster(Ligustrum vulgare) 
Hasel(Corylus avellana) 
Weißdorn (Crataegus monogyna) 
Zweigriffliger Weißdorn (Crataegus laevigata) 
Schlehe (Prunus spinosa) 
Feldahorn (Acer campestre) 
Gewöhnlicher Schneeball (Viburnum opulus) 
Wolliger Schneeball (Viburnum lantana) 
Hundsrose (Rosa canina) 
Vogelbeere (Sorbus aucuparia) 
Gemeiner Schneeball (Viburnum opulus) 
Pfaffenhütchen (Euonymus europaeus) 
Roter Hartriegel (Cornus sanguinea) 

Pflanzqualität 

Zur schnelleren Wirksamkeit der Ausgleichspflanzungen im Sinne einer besseren Einbindung des 
Planungsraumes ins Landschaftsbild werden folgende Mindestqualitätsstandards an die Pflanzun-
gen gestellt: 

Sträucher: 2 Tr; ab 60 cm 

Erfolgte Anpflanzungen unterliegen der Bindung gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25 b BauGB. 

Erklärung: 

Das vorgesehene grünordnerische Konzept gewährleistet die Eingrünung und Abschirmung des 
Plangebietes im nördlichen Bereich. Um eine Verschattung der Module zu vermeiden, sollen hier 
aber nur niedrigwachsende Gehölze verwendet werden. 

Durch den Erhalt und die Ergänzung der Gehölze kann das Plangebiet harmonisch in die umge-
bende Landschaft eingebunden werden.  
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Neben der Sichtschutzfunktion kommen den linearen Gehölzelementen in der Kulturlandschaft 
noch folgende Funktionen zu: 

• Sie beleben und gliedern die Landschaft. 

• Sie bieten zahlreichen Tier- und Pflanzenarten Lebensraum. Sie sind Ansitz- und Singwarte 
für Vögel, bieten Nistmöglichkeit, Deckung und Schutz vor der Witterung und werden von 
vielen Tieren zur Nahrungssuche und als Winterquartier genutzt. 

• Sie vernetzen Biotope und dienen Tieren und Pflanzen als Ausbreitungswege. 

• Sie wirken Klima regulierend und als Windschutz. 

• Sie filtern Luftschadstoffe und „schlucken“ Lärm. 

• Sie verhindern Bodenerosion.  

• Sie regulieren den Wasserhaushalt, indem sie den Oberflächenabfluss vermindern. 

Für sämtliche Pflanzmaßnahmen wird festgesetzt, dass heimische, standortgerechte Gehölze 
zu verwenden sind. Die wichtigsten Vorteile heimischer Gehölze gegenüber nicht-heimischen 
Arten sind:  

• Sie sind an die naturräumlichen Gegebenheiten, z. B. Klima und Boden, und an die ökolo-
gischen Wechselwirkungen unserer Landschaft besser angepasst.  

• Sie haben ihren festen Platz in den Nahrungsketten des Naturhaushaltes und bieten einer 
wesentlich höheren Anzahl heimischer Tierarten einen Lebensraum.  

• Sie lassen uns die Natur erleben, z.B. zeigen sie uns deutlicher als viele nicht-heimische 
Gehölze den Ablauf der Jahreszeiten durch ihre Blüten und Früchte, ihre Blattverfärbung 
und ihr Winterkleid an.  

• Sie sind typische Elemente unserer Kulturlandschaft, die z.B. durch Kopfweiden, bewährte 
alte Obstsorten, Hecken, Feldgehölze und Einzelbäume geprägt ist, und fügen sich har-
monisch darin ein.  

• Sie sind verträglicher für die Umwelt, weil sie weniger anfällig gegenüber Schädlingen sind 
und auf Spritzmittel oder Mineraldünger verzichtet werden kann. 

 BAURECHT AUF ZEIT (§ 9 ABS. 2 BAUGB)  

Die im Bebauungsplan festgesetzte Nutzung ist bis zu dem Zeitpunkt zulässig, an dem die PV-An-
lage, nach Fertigstellung und Inbetriebnahme, für einen Zeitraum von mehr als 24 Monaten nicht 
betrieben wurde. Der Zeitpunkt der Außerbetriebnahme ist der Kommune vor Ablauf dieser Frist 
anzuzeigen. Eine Rückbauverpflichtung entsteht ab dem Zeitpunkt einer Unzulässigkeit der Nut-
zung. Nach diesem Zeitpunkt sind alle im Geltungsbereich errichteten baulichen und sonstigen 
ober- und unterirdischen Anlagen (Kabel etc.) einschließlich ihrer Gründung innerhalb eines Jah-
res vollständig zurückzubauen. Nach Rückbau der PV-Anlage werden die Flächen wieder ihrer ur-
sprünglichen Nutzung als Flächen für die Landwirtschaft zugeführt. 

 HINWEISE 

5.9.1 Rodungs- und Rückschnittarbeiten 

Entsprechend § 39 Abs. 5 BNatSchG sind erforderliche Rodungs- und Rückschnittarbeiten im Zeit-
raum zwischen dem 01. Oktober und dem 28. Februar des Folgejahres durchzuführen. 
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5.9.2  Schutz des Mutterbodens (§ 202 BauGB) 

Mutterboden, der bei der Errichtung und Änderung baulicher Anlagen sowie bei wesentlichen 
anderen Veränderungen der Erdoberfläche ausgehoben wird, ist in nutzbarem Zustand zu erhal-
ten und vor Vernichtung oder Vergeudung zu schützen. Hierbei sind die Bestimmungen der 
DIN18320 zu beachten. Ebenso zu beachten ist die DIN 19639 Bodenschutz bei Planung und 
Durchführung von Bauvorhaben. 

 RÄUMLICHER GELTUNGSBEREICH 

Die genauen Grenzen des räumlichen Geltungsbereiches nach § 9 Abs. 7 BauGB sind der Plan-
zeichnung zu entnehmen. 

6 UMWELTBERICHT (KURZFASSUNG FÜR DAS SCOPING-VERFAHREN) 

 EINLEITUNG 

Gemäß § 4 Abs. 1 BauGB sind die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, deren Auf-
gabenbereich durch die Planung berührt werden kann, zur Äußerung im Hinblick auf den erfor-
derlichen Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung aufzufordern. Hierzu werden alle 
relevanten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange und Nachbargemeinden ange-
schrieben und um Stellungnahme gem. § 4 Abs. 1 BauGB und § 2 Abs. 2 BauGB gebeten. Die Er-
gebnisse dieser Beteiligung werden dann im weiteren Planverfahren aufgenommen. Die nach 
§ 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB erforderliche Betrachtung und Prüfung der Umweltbelange erfolgt nach 
diesem frühzeitigen Beteiligungsverfahren dann unter Berücksichtigung der von den Trägern öf-
fentlicher Belange (TÖB) eingereichten Stellungnahmen.  

Für das Scoping wird daher kein vollständig ausgearbeiteter Umweltbericht ausgelegt. Es erfolgt 
zum derzeitigen Zeitpunkt lediglich eine zusammenfassende Beschreibung des Bestandes.  

Weiterhin werden zum aktuellen Zeitpunkt die Vorgaben und Restriktionen durch Fachpläne dar-
gelegt, um den Trägern Öffentlicher Belange eine Einschätzung des notwendigen Umfangs und 
Detaillierungsgrades der Umweltprüfung zu ermöglichen. 

6.1.1 Angaben zum Standort 

Das Plangebiet erstreckt sich über eine Fläche von rund 14,5 Hektar und liegt im Landkreis Süd-
westpfalz in der Verbandsgemeinde Pirmasens-Land, genauer gesagt in der Ortsgemeinde Bot-
tenbach. Es ist in einen nordwestlichen und einen südöstlichen Teilbereich unterteilt. 

Das Plangebiet befindet sich etwa 200 Meter westlich der Siedlung von Bottenbach und ungefähr 
250 Meter südlich der Landesstraße L478. Derzeit wird die Fläche hauptsächlich landwirtschaftlich 
genutzt. Im nordwestlichen Teil gibt es sowohl Ackerland als auch Grünland, einschließlich Fett-
wiesen. Im südöstlichen Teil wird ausschließlich Grünland genutzt. In den Randbereichen beider 
Teilbereiche gibt es vereinzelt Gehölzstrukturen entlang der steilen Hänge des Bottenbachtals und 
der kleinen Kerbtäler, die in das Tal münden. 

Die umliegende Umgebung ist ebenfalls von landwirtschaftlicher Nutzung geprägt, mit Acker- und 
Grünlandflächen. Die erwähnten Gehölzbestände entlang der Talhänge setzen sich auch außer-
halb des Plangebiets fort. 

Der südöstliche Teil des Plangebiets grenzt fast unmittelbar an die Ortslage von Bottenbach, wäh-
rend im nordwestlichen Teil die großen Obstanbauflächen der örtlichen Schnapsbrennerei an die 
Ortslage angrenzen. 
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6.1.2 Art des Vorhabens / Umweltrelevante Festsetzungen 

Die Ortsgemeinde Bottenbach beabsichtigt mit dem vorliegenden Bebauungsplan die Schaffung 
der planungsrechtlichen Voraussetzungen zur Errichtung eines Solarparks. Daher wird den Pla-
nungszielen entsprechend ein Sonstiges Sondergebiet mit der Zweckbestimmung „Solarpark, Pho-
tovoltaikfreiflächenanlage“ festgesetzt, in welchem Art und Maß der baulichen Nutzung entspre-
chend geregelt sind. Festgesetzt werden eine GRZ von 0,6 und eine maximale Grundfläche (GR) 
von 1.500 m2 sowie eine maximale Höhe der Module von 3,5 m. Infolge der Herstellung der Mo-
dulanlagen mit Rammpfosten reduziert sich der durch das Vorhaben verursachte Grad der Ver-
siegelung deutlich. Lediglich die Versiegelung einer Fläche von etwa 1.500 m² für die Errichtung 
der Rammpfosten, Zaunpfosten und des Wechselrichters sowie weiterer Nebenanlagen im Son-
dergebiet wird erforderlich. 

Die bisherigen Grünfestsetzungen zielen auf eine Extensivierung der landwirtschaftlichen Nutzung 
unter den Modulen sowie im nichtbebauten Umfeld (verschattete Bereiche) der Module ab (M 1 
– Entwicklung von Extensivwiesen). Damit erfolgt innerhalb des Plangebietes die Herstellung von 
hochwertigen Wiesenflächen, die für zahlreiche Arten einen attraktiven Lebensraum darstellen. 
Infolge einer entsprechenden Gestaltung der Einfriedung (M3 gem. § 9 Abs. 1 Nr.20 BauGB) stellt 
die Fläche zumindest für Kleinsäuger kein Wanderhindernis dar. Die Durchgängigkeit der Fläche 
bleibt gegeben. Zudem erfolgt in Teilbereichen eine Eingrünung mit Gehölzpflanzungen (P 1 gem. 
§ 9 Abs. 21 Nr. 25 a BauGB). 

Die Erschließungswege und Erschließungsflächen sind zudem versickerungsfähig herzustellen (M 
2), welches dem Schutzgut Wasser zugute kommt. 

6.1.3 Bedarf an Grund und Boden 

Der Bedarf an Grund und Boden im Planungsgebiet wird anhand des Auslegungsstandes des Be-
bauungsplanes ermittelt und an dieser Stelle ergänzt. 

6.1.4 Festgelegte Ziele des Umweltschutzes gemäß Fachgesetzen und Fachplänen 

Natura 2000-Gebiete, Naturschutzgebiete, Geschützte Landschaftsbestandteile, Naturdenkmale 
oder pauschal nach § 30 BNatSchG geschützten Biotope befinden sich nicht innerhalb der Gren-
zen des Plangebietes. Weiterhin befinden sich innerhalb des Plangebietes keine Flächen des Bio-
topkatasters Rheinland-Pfalz und hier vor allem keine Lebensräume nach Anhang I der FFH-Richt-
linie oder aber Geschützte Biotope nach § 30 BNatSchG. Weiterhin liegt das Plangebiet nicht in-
nerhalb von Schutzgebieten nach Wasserrecht. 

Lediglich im Westen des Plangebietes ist ein geschütztes Biotop nach § 30 BNatSchG. Hierbei han-
delt es sich um den „Quellbach in Kerbtälchen südlich des Gärtelbacherhofes“ (FK4), welcher süd-
lich in den Bottenbach mündet. Südlich des Plangebietes befindet sich darüber hinaus eine Sicker- 
und Sumpfquelle (FK2) („Quelle im Bottenbachtal“) und ebenfalls als gesetzlich geschütztes Bio-
top eingetragen ist. Der Bottenbach selbst, welcher ebenfalls südlich verläuft, gehört als „Mittel-
gebirgsbach“ (FM6) auch zu den gesetzlich geschützten Biotopen (BT 6810-0333-2007) . Diese Bi-
otope befinden sich außerhalb des Plangebietes und sind somit nicht vom Vorhaben betroffen. 

Zwischen dem nordwestlichen und südöstlichen Plangebietsteilen sowie südlich des nordwestli-
chen Plangebietsteils befindet sich das kartierte Biotop BT-6810-0337-2007 „Gebüsche an den 
Hängen des Bottenbachtals“ (Biotoptyp BB9 – Gebüsche mittlerer Standorte). 
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Abbildung 6: Schutzgebiete im Plangebietsumfeld (Quelle: https://geodaten.naturschutz.rlp.de/kartendienste_natur-
schutz/index.php) 

 BESCHREIBUNG DER UMWELT UND IHRER BESTANDTEILE 

6.2.1 Abgrenzung des Untersuchungsraumes 

In räumlicher Hinsicht muss sich die Beschreibung der Umwelt auf den Einwirkungsbereich des 
Vorhabens erstrecken. Dieser Einwirkungsbereich ist abhängig von der Art der Einwirkungen und 
dem betroffenen Schutzgut. 

Die geplante Solarparknutzung stellt eine nahezu emissionsfreie Nutzung dar, die zudem eine nur 
geringe Flächenversiegelung mit sich bringt. Auswirkungen auf die Umwelt bleiben damit weitest-
gehend auf das Plangebiet selbst beschränkt, so dass sich der Umweltbericht hinsichtlich der abi-
otischen und biotischen Schutzgüter auf den Geltungsbereich des Bebauungsplans beschränken 
kann. Lediglich hinsichtlich des Landschaftsbildes müssen die Betrachtungen über die Plangebiets-
grenzen hinaus ausgedehnt werden. 

6.2.2 Naturraum  

Hinsichtlich der Naturräumlichen Gliederung befindet sich das Plangebiet innerhalb der Natur-
räumlichen Einheit des Pirmasenser Hügelland (180.31), das als Teil des Zweibrücker Westrich 
(180) der Naturräumlichen Haupteinheit des Pfälzisch-Saarländischen Muschelkalkgebietes (18) 
angehört. (Einteilung nach Meynen & Schmithüsen). 

Das Plangebiet befindet sich auf einer Höhe von ca. 338 m ü NN und fällt in Richtung des Botten-
baches auf ca. 307 m (Osten) bzw. 300 m ü NN (Westen) ab. 
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6.2.3 Geologie und Böden 

Die Geologische Übersichtskarte (1:300.000) stellt für den südlichen Bereich des Plangebietes die 
Stratigraphie „Trias, Buntsandstein (smo)“ dar, die Petrographie ist folgendermaßen formuliert: 
„Mittel- bis Grobsandstein, grau- bis hellrot, oben violett- oder braunrot, z.T. konglomeratisch; 
Kornbindung sehr variabel, basal quarzitisch (Karlstal-Felszone), obere Bereiche tonig gebunden, 
glimmerführend“. Der nördliche Bereich ist im „Trias, Muschelkalk (mu)“ entstanden, die Petro-
graphie lautet: „Dolomit und Mergel, gelblich bis grüngrau, sandig-siltig (bes. in der Trierer Bucht), 
fossilführend und stark bioturbal; regional auch Kalkstein“. 

Laut Bodenübersichtskarte (Geoportal RLP) handelt es sich bei der Bodenformengesellschaft um 
Böden aus solifluidalen Sedimenten, genauer genommen um Regosol aus flachem lössarmem, 
grusführendem Schluff (Holozän) über grusführendem Ton (Basislage) über tiefem entkalktem 
Sand- bis Tonmergelstein (Muschelkalk). Die Standorttypisierung zeigt „Standorte mit geringem 
Wasserspeicherungsvermögen und mit schlechtem bis mittleren natürlichen Basenhaushalt“ an. 

Gemäß Bodenfunktionenkarte (BFD_5, Geoportal RLP) stellt sich die Ackerzahl des Plangebietes 
als niedrig bis mittel dar (>20-<=40; >40-<=60). Bei der Bodenart handelt es sich um Lehm aus 
Verwitterungsentstehung (bzw. Grünland im Südosten). Das Ertragspotential ist mittel, auf Teilen 
ist sie niedrig bzw. hoch ausgebildet. Die Feldkapazität ist gering bis mittel ausgebildet. Der K Fak-
tor ist mosaikartig unterschiedlich ausgebildet und reicht von gering bis sehr hoch, der Wurzel-
raum in 30 bis <=70 cm bzw. 70 bis <=100. Das Nitratrückhaltevermögen ist mittel. Insgesamt 
stellt die Bodenfunktionsbewertung für das Plangebiet einen geringen bis mittleren Wert dar. Es 
lässt sich sagen, dass der Boden im Südwesten eine etwas besser Ausprägung aufweist. 

Eine Vorbelastung besteht durch die langjährige Ackernutzung und damit verbundenes Pflügen 
und Befahren mit schweren Geräten (Bodenverdichtung).  

6.2.4 Oberflächengewässer / Grundwasser 

Im Plangebiet selbst sind keine Gewässer vorhanden. Das nächstgelegene Gewässer (Bottenbach) 
verläuft ca. 50 m südlich des Plangebietes.  

Das Plangebiet gehört zur hydrogeologischen Einheit „Südwestdeutscher Muschelkalk und Keu-
per“. Hier wird die Durchlässigkeit lediglich als mäßig bis gering eingestuft. Die Hohlraumart ist 
Kluft-/Poren, die Einstufung des Oberen Grundwasserleiters lautet Kluft-/Porengrundwasserlei-
ter, silikatisch/karbonatisch.  Die Schutzwirkung der Grundwasserüberdeckung wird als ungünstig 
eingestuft, bei dem Grundwasserkörper handelt es sich um den Hornbach, die Grundwasserkör-
pergruppe lautet Schwarzbach. (HÜK200) 

Das Plangebiet liegt nicht innerhalb von Wasserschutzgebieten. 

6.2.5 Klima und Lufthygiene 

Die überwiegend offenen Flächen im Plangebiet fungieren als Kaltluftentstehungsflächen. Diese 
Funktion kommt insbesondere in windarmen, sogenannten Strahlungsnächten (wolkenloser oder 
–armer Himmel) zum Tragen. Aufgrund der Lage und Topographie (niedrigere Lage als die Orts-
lage von Bottenbach) trägt die Fläche jedoch nicht direkt zur Durchlüftung der benachbarten Sied-
lungslagen bei. Gehölze sind im Gebiet nicht vorhanden. Insgesamt kommt dem Plangebiet keine 
besondere klimaökologische Funktion für diesen Raum zu. 
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6.2.6 Arten und Biotope 

Biotoptypen 

Die Kartierung der Biotoptypen erfolgte 2023 im Rahmen von Bestandsaufnahmen im Plangebiet. 
Die Differenzierung und Beschreibung der Einheiten orientieren sich anhand der Biotoptypen-Ein-
ordnung von Rheinland-Pfalz (LökPlan GbR: Biotoptypenkartieranleitung für Rheinland-Pfalz, 
Stand: 17.04.2020). Dementsprechend werden auch die Codes für die Erfassungseinheiten aus 
diesem Leitfaden vergeben. Die Verbreitung der Biotoptypen bzw. Erfassungseinheiten im Raum 
ist dem beigefügten Biotoptypenplan zu entnehmen. 

Allgemein ist das Plangebiet geprägt, von landwirtschaftlicher Acker- Weiden- und Wiesenbewirt-
schaftung. Nur in den Saumbereichen kommen wohl bedingt durch das Relief an den Hängen der 
in den Bottenbach mündenden Kerbtäler extensiver bewirtschaftete Bereiche vor, auf denen sich 
etwas artenreichere und höherwüchsige Gesellschaften entwickelt haben. Konkret finden sich fol-
gende Biotoptypen im Plangebiet 

BF 3 - Einzelbaum 

Im südlichen Plangebiet befinden sich zwei einzelne Apfelbäume (Malus pumila), die den Rest 
einer ehemaligen Obstbaumreihe darstellen. 

  

Abbildung 7: BF 3 – Einzelbaum, l. Blick von Norden nach Süden, r. Blick von Westen auf rechten Baum im linken Bild 

BF 6 - Obstbaumreihe / Lückige Baumreihe 

Im südlichen Plangebiet gibt es zwei relativ lückige Teilstücke einer Obstbaumreihe aus Apfelbäu-
men (Malus pumila) mit insgesamt neun Einzelbäumen. 

Im nördlichen Plangebiet wachsen relativ zentral ein Kirschbaum (Prunus avium) und zwei Apfel-
bäume (Malus pumila). 
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Abbildung 8: BF 6 - Obstbaumreihe / Lückige Baumreihe; o. südliches Plangebiet l. Blick von Süden, r. Blick von Südosten; 
u. nördliches Plangebiet blick von Nordosten 

EE 0 – Grünlandbrache 

Im südlichen Plangebiet und dort im Südosten der EA 0 (Fettwiese) befindet sich eine EE0 (Grün-
landbrache). Hier scheint der Bewuchs durch Untergrund und Bewirtschaftung anders zu sein. 
Neben frischeren Randbereichen liegen zentral eher trockene Bedingungen vor. 

Unter anderem kommen hier Große Brennnessel (Artengruppe) (Urtica dioica agg.), Ausdauern-
der Lolch (Lolium perenne), Echter Vogelknöterich (Artengruppe) (Polygonum aviculare agg.), 
Strahlenlose Kamille (Matricaria discoidea), Schweden-Klee (Trifolium hybridum) und Acker-Kratz-
distel (Cirsium arvense) vor. 

  

Abbildung 9: EE0 – Grünlandbrache; südliches Plangebiet, l. Blick von Süden, r. Blick auf die Fläche 
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EA 0 - Fettwiese / Mähwiese 

Im gesamten Plangebiet sind der Biotoptyp EA 0 (Fettwiesen) großflächig vertreten. Diese weisen 
eine auffällige Dominanz von Ausdauerndem Lolch (Lolium perenne) auf und enthalten unter an-
derem Schweden-Klee (Trifolium hybridum), Rot-Klee (Trifolium pratense), Weiches Honiggras 
(Holcus mollis) und Gewöhnliche Quecke (Elymus repens). 

  

 

Abbildung 10: EA 0 - Fettwiese / Mähwiese; o. südliches Plangebiet im Vordergrund, nördliches Plangebiet im Hinter-
grund; u. nördliches Plangebiet, Blick von Süden 

EA 1 - Fettwiese, Flachlandausbildung (Glatthaferwiese) / Extensive Mähwiese 

In den Saumbereichen zwischen EA 0 (Fettwiesen) und AV 0 (Waldrand) haben sich wohl bedingt 
durch das Relief extensiver bewirtschaftete Bereiche ausgebildet, die teil- und zeitweise wohl 
auch beweidet werden, auf denen sich etwas artenreichere Gesellschaften entwickelt haben. 
Auch wenn hier einzelne Vertreter der Mageren Flachland-Mähwiesen vorkommen, ist die De-
ckung der Gräser der Grad des Viehvertritts und das Mosaik an Ruderalbestandteilen zu hoch, um 
diese als FFH-LRT einstufen zu können. 

Unter anderem sind hier Wiesen-Lieschgras (Phleum pratens), Rapunzel-Glockenblume (Cam-
panula rapunculus), Scharfer Hahnenfuß (Ranunculus acris) und Zaun-Wicke (Vicia sepium) als ty-
pische Arten vorhanden. 
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Abbildung 11: EA 1 - Fettwiese, Flachlandausbildung (Glatthaferwiese); o. südliches Plangebiet, l. Blick nach Westen, r. 
Blick nach Norden; u. nördliches Plangebiet, Blick von Nord nach Süd 

AV 0 – Waldrand 

Entlang der Kerbtäler des Bottenbaches und seiner Zuflüsse haben sich artenreiche Waldbestände 
ausgebreitet, deren Ränder in das Plangebiet hineinreichen. 

Hier sind unter anderem Eichen (Quercus spec.), Schwarzer Holunder (Sambucus nigra), Echte 
Brombeeren (Rubus fruticosus agg.), Berg-Ahorn (Acer pseudoplatanus) und Schwarz-Erle (Alnus 
glutinosa) prägend. 

  

Abbildung 12: AV 0 – Waldrand; Südliches Plangebiet, l. Blick nach Westen, r. Blick nach Nordosten 

HA 0 – Acker 

Im nördlichen Plangebiet kommen neben den Wiesen und Weiden auch intensiv bewirtschaftete 
Äcker mit Monokulturen vor. 

Hier wachsen unter anderem Acker-Fuchsschwanz (Alopecurus myosuroides), Mais (Zea mays), 
Saat-Weizen (Triticum aestivum) und Saat-Roggen (Secale cereale). 
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Weizen 

 

Abbildung 13: HA 0 – Acker, Weizen; nördliches Plangebiet, Blick von Nordosten 

Roggen 

  

Abbildung 14: HA 0 – Acker, Roggen; nördliches Plangebiet, Roggenacker im Süden 

Mais 

 

Abbildung 15: HA 0 – Acker, Mais; nördliches Plangebiet, Blick von Süden 

HB 0 – Ackerbrache 

Im nördlichen Plangebiet befindet sich am östlichen Rand eine stark von Weizendurchwuchs ge-
prägte Ackerbrache. 

Als Kräuter sind hier unter anderem Kompass-Lattich (Lactuca serriola), Feinstrahl-Berufkraut (E-
rigeron annuus), Lanzett-Kratzdistel (Cirsium vulgare) und Echte Kamille (Matricaria recutita) vor-
handen. 
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Abbildung 16: HB 0 – Ackerbrache; nördliches Plangebiet, l. Blick nach Nordwesten, r. Blick nach Norden 

VB 2 – Feldweg unbefestigt 

Im nördlichen Plangebiet verlaufen zwei Feldwege mit reduziertem Artenspektrum und zwei mehr 
oder weniger erkennbaren und teilweise geschotterten Fahrspuren. 

Hier kommen unter anderem Echter Vogelknöterich (Artengruppe) (Polygonum aviculare agg.), 
Strahlenlose Kamille (Matricaria discoidea), Ausdauernder Lolch (Lolium perenne) und Breit-We-
gerich (Artengruppe) (Plantago major agg.) vor. 

 

Abbildung 17:  VB 2 – Feldweg unbefestigt 

AJ 0 – Fichtenwald / Fichtenforst mit Sambucus nigra randlich als Unterwuchs 

Am südlichen Rand des nördlichen Plangebietes befindet sich ein Fichtenforst (Picea abies), der 
zu mindestens einem Drittel abgestorben ist. In den Randbereichen wächst saumartig Schwarzer 
Holunder (Sambucus nigra) als Unterwuchs. 

 

Abbildung 18: AJ 0 – Fichtenwald, nördliches Plangebiet, Blick von Nordosten 
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6.2.7 Fauna 

Für das Plangebiet erfolgen derzeit noch Kartierungen für die planungsrelevante Gruppe der Vö-
gel. Die Ergebnisse der Kartierung werden nach Abschluss der Kartierarbeiten bis zur öffentlichen 
Auslegung in den Unterlagen ergänzt. 

6.2.8 Immissionssituation 

Innerhalb des Plangebietes ist als nennenswerten Abgas- oder sonstige Emissionsquellen die an-
grenzende Landesstraße L 478 zu nennen, welche jedoch vermutlich nicht allzu stark befahren 
wird. Daher sind Immissionsbelastungen durch Abgase und Lärm in geringem Maße gegeben. 

6.2.9 Kultur- und Sachgüter 

Landwirtschaft, Forstwirtschaft 

Wie oben bereits dargestellt befinden sich landwirtschaftlich genutzte Flächen innerhalb des Plan-
gebietes.  

Forstwirtschaftlich genutzte Flächen befinden sich lediglich in geringem Umfang an den Randbe-
reich des Plangebietes. 

Landschaftsbild / Erholung 

Unter Landschaftsbild versteht man die äußeren, sinnlich wahrnehmbaren Erscheinungsformen 
von Natur und Landschaft. Generell gilt, je schöner und abwechslungsreicher eine Landschaft sich 
gestaltet, desto wertvoller wird sie empfunden. 

Das Landschaftsbild im Plangebiet ist derzeit geprägt durch die landwirtschaftliche Nutzung. Das 
Plangebiet und dessen weitere Umfeld werden im Hinblick auf das Landschaftsbild vor allem 
durch die umliegenden Gebüsch-Flächen im Westen und Süden geprägt.  

Dem Plangebiet selbst kommt zur Erholungsnutzung derzeit aufgrund der landwirtschaftlichen 
Nutzung sowie fehlender weiterführender Wegeverbindungen keine Bedeutung zu. Laut der Karte 
Landschaftseinheit/Erholung im LANIS wird das Plangebiet als Offenlandbetonte Mosaikland-
schaft (Grundtyp) eingestuft. Luftaustauschbahnen oder Wirkräume sind nicht eingezeichnet. Re-
gionale oder gar überregionale Wanderwege treten im näheren Umfeld nicht auf, wobei die nörd-
lich gelegene Landesstraße als Radweg genutzt wird.  

 ENTWICKLUNG DES UMWELTZUSTANDES BEI NICHTDURCHFÜHRUNG DER PLANUNG 
(NULLVARIANTE) 

Bei Nichtdurchführung der Planung würde die Fläche bei Weiterführung der landwirtschaftlichen 
Nutzung keinen nennenswerten Veränderungen unterliegen. Damit würden die Biotoptypen des 
Plangebietes in ihrer aktuellen Ausstattung bestehen bleiben. 

 BESCHREIBUNG DER VERMEIDUNGS-, VERMINDERUNGS- UND AUSGLEICHSMASS-
NAHMEN 

Ausgehend von der im vorangegangenen Kapitel beschriebenen Bestandssituation im Plangebiet 
und dem geplanten Vorhaben ist die Realisierung der Planung mit Auswirkungen auf Mensch und 
Umwelt verbunden. Im Rahmen der Planung werden daher auch Maßnahmen vorgesehen, die 
nachteilige Auswirkungen vermeiden, vermindern oder ausgleichen sollen. 

Folgende Festsetzungen des Bebauungsplans tragen dabei zur Verminderung, Vermeidung und 
zum Ausgleich der Auswirkungen auf die einzelnen Schutzgüter bei: 
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• Im Bereich der Betriebsflächen des zukünftigen Solarparks sowie in dessen Umfeld wird 
die Entwicklung von Extensivwiesen durch extensive Mahd oder Beweidung festgeschrie-
ben. In diesem Zusammenhang sollen auch die Ackerflächen in Extensivgrünland umge-
wandelt werden. 

• Festsetzung einer Grundflächenzahl von 0,6 im Bereich des Sondergebietes, wobei damit 
die übertraufte Fläche in senkrechter Projektion auf die Geländeoberfläche verstanden 
wird. 

• Die Gesamtversiegelung im Solarpark darf nicht mehr als 1.500 m2 betragen. 

• Beschränkung der Höhenentwicklung der Photovoltaik-Gestelle auf maximal 3,5 m über 
Geländeoberfläche sowie Festlegung des Mindestabstandes zwischen Geländeoberfläche 
und Photovoltaik-Gestelle von 0,7 m. Nebenanlagen, wie Wechselrichter, Trafoanlage 
und Batteriecontainer / Batteriespeicher, Ersatzteillager dürfen max. 4,0 m hoch werden. 
Dabei dürfen untergeordnete Bauteile, wie Antennen- oder Lüfteranlagen sowie Kamera-
masten diese Höhe um bis zu 4,0 m überschreiten. 

• Einzäunungen sind so zu gestalten, dass Klein- und Mittelsäuger den Zaun passieren kön-
nen. Hierzu wird ein Bodenabstand von 10 cm vorgesehen. 

• Anzulegende Erschließungswege, Bedarfsstellplätze oder Wendemöglichkeiten sind aus 
Gründen der Grundwassererneuerung wasserdurchlässig zu befestigen. 

• In Teilbereichen sind Anpflanzungen naturnaher, niedrig wachsender Feldgehölze aus hei-
mischen, standortgerechten Gehölzen in einem Abstand von 1,0 m innerhalb der gekenn-
zeichneten Flächen vorzunehmen. 

 KURZPROGNOSE ÜBER DIE ENTWICKLUNG DES UMWELTZUSTANDES 

Wie oben bereits dargelegt, wird die Umweltprüfung im weiteren Verfahren ausgearbeitet wer-
den. Hier werden dann auch die Auswirkungen der Planung auf die biotischen und abiotischen 
Schutzgüter vertiefend bewertet und gegebenenfalls über die bisher festgelegten Vermeidungs-, 
Minimierungs- und Ausgleichmaßnahmen hinausgehende Maßnahmen erarbeitet und in den Um-
weltbericht aufgenommen. Nachfolgend werden die zu erwartenden Auswirkungen des Vorha-
bens unter Berücksichtigung der Bestandssituation lediglich verkürzt thematisiert, um eine 
Grundlage für die Bewertung des Vorhabens durch die Träger Öffentlicher Belange zu schaffen. 

6.5.1 Auswirkungen auf die Schutzgüter 

Untergrund / Boden 

Der Boden übernimmt im Naturhaushalt vielfältige Funktionen. Neben der zeitlich verzögernden 
Speicherung von Wasser übernimmt der Boden die Bindung anorganischer und organischer 
Schadstoffe, ebenso den mikrobiellen Um- und Abbau von organischen Schadstoffen. So werden 
schädliche Stoffe gebunden oder sogar unschädlich gemacht, die Auswaschung ins Grundwasser 
oder die Aufnahme in die Nahrungskette durch Pflanzen wird gemindert. Weiterhin ist der Boden 
bedeutsamer Lebens- und Nahrungsraum für pflanzliche und tierische Organismen und daher 
auch Produktionsort von Biomasse. Durch die Versiegelung von Bodenoberfläche gehen diese 
Funktionen vollständig verloren. Hierbei muss beachtet werden, dass der Boden im Plangebiet 
aufgrund der geringen Ausprägung der Bodenfunktionen von geringem Wert ist. Lediglich in Teil-
bereichen weist dieser etwas höhere Ausprägungen auf. 

Trotz der insgesamt großen Flächenbeanspruchung des geplanten Solarparks bleibt der Verlust 
von Bodenoberfläche durch Versiegelung vergleichsweise gering. So wird der Gesamtversiege-
lungsgrad der Anlage inklusive aller Gebäudeteile nicht über 1.500 m² liegen. 
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Bauphase 

Baubedingte Auswirkungen durch das Befahren mit schwerem Geräten und eine hiermit verbun-
dene Bodenverdichtung können hier aufgrund der Vornutzung „Ackerbau“ zumindest in Teilbe-
reichen weitgehend unberücksichtigt bleiben. Außerhalb der befestigten Wege kommen zum Auf-
bau der Module keine schweren Geräte zum Einsatz. Die Module werden in der Regel durch den 
Einsatz einer Rammraupe mit breiter Gummiauflage für die Pfosten und eines Manitu zum Abla-
den und Verteilen der Module errichtet. 

Damit ist im Vergleich zu den üblichen landwirtschaftlichen Geräten die Verdichtung des Bodens 
gering. Die Grünlandflächen werden ebenfalls nicht überdurchschnittlich beansprucht. 

Auch die Anlage der Kabelgräben zwischen den einzelnen Modultischen stellt einen temporären 
Eingriff in den Boden dar. Aber auch hier können die Auswirkungen aufgrund der Vornutzung der 
Flächen (Pflügen des Bodens) als vergleichsweise gering eingestuft werden. 

Schadstoffeinträge in den Boden sind bau-, anlagen- oder betriebsbedingt nicht zu erwarten. Le-
diglich während der Bauphase könnten im Falle eine Unfalles Öle oder Treibstoffe in den Boden 
gelangen. Im Regelfall und bei ordnungsgemäßer Wartung der eingesetzten Fahrzeuge kann dies 
aber ausgeschlossen werden. 

Betriebsphase 

Durch die Überdeckung des Bodens durch die Modulflächen kann es weiterhin zu einer oberflä-
chigen Austrocknung der Böden durch die Reduzierung des Niederschlagswassers unter den Mo-
dulen kommen. Durch das abtropfende Regenwasser entlang der Modultischkanten besteht the-
oretisch auch die Gefahr der Bildung von Erosionsrinnen (z.B. bei Starkregenereignissen). Durch 
die zukünftig bestehende ganzjährig geschlossene Vegetationsdecke wird der oberflächige Ab-
fluss jedoch abgemindert. Insbesondere im Vergleich zu den derzeit bestehenden, zeitweise ve-
getationsfreien Ackerflächen wird sich die Erosionsgefahr zukünftig deutlich verringern. 

Die Auswirkungen der Planung auf das Schutzgut Boden bleiben insgesamt gering. Betrachtet man 
die Vornutzung von Teilen des geplanten Solarpark-Standorts als Intensivacker, so ist hier sogar 
von einer Verbesserung hinsichtlich des Schutzgutes Boden auszugehen. So stehen der geringflä-
chigen Neuversiegelung und Bodenbeanspruchung eine flächige Unterbindung der Bodenbear-
beitung sowie der Verzicht auf Pestizide und Düngung gegenüber. Dies führt insgesamt zu einer 
merklichen Reduzierung der Bodenbelastungen, einem verminderten Oberflächenabfluss, einer 
größeren Wasserspeicherkapazität sowie einer verminderten Auswaschung von Oberboden und 
Nährstoffen. Die Einschränkung der Bodenfunktionen im Bereich der versiegelten Flächen kann 
daher weitgehend durch die Verbesserung der Bodenfunktionen außerhalb der versiegelten Flä-
chen ausgeglichen werden. Vielmehr lässt die extensive Grünlandnutzung eine Regeneration des 
Bodens erwarten. Darüber hinaus wurde der Boden, wie erwähnt, bezüglich der Bodenfunktionen 
lediglich als gering bewertet, wodurch keine wertvollen Böden verloren gehen oder beeinträchtigt 
werden. 

Oberflächengewässer / Grundwasser 

Durch Versiegelung wird neben dem Boden insbesondere das Naturgut Wasser beeinträchtigt. So 
kommt es mit zunehmender Versiegelung zur Verringerung der Versickerungsflächen, d.h. zur 
Verhinderung der Niederschlagsversickerung an Ort und Stelle. Eine Verminderung der Versicke-
rung kann langfristig zur Verringerung der Grundwasserneubildung und zur Absenkung des Grund-
wasserspiegels führen.  

Wie oben bereits näher dargelegt, bleibt die Neuversiegelung von Flächen durch die Realisierung 
des Solarparks auf maximal 1.500 m² beschränkt. Durch die reihenweise Anordnung der Module, 
mit größeren dazwischen liegenden Lücken, bleibt hier eine Versickerung des anfallenden Regen-
wassers weiterhin gewährleistet. Das anfallende Niederschlagswasser kann über die geneigten 
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Modulflächen abfließen und zwischen den Modulreihen in den Grünlandflächen versickern. Eine 
Reduzierung der Grundwasserneubildung ist demzufolge auszuschließen. 

Damit bleiben die Auswirkungen der Planung auf das Naturgut Wasser insgesamt sehr gering bzw. 
können als weitgehend fehlend eingestuft werden. Der entfallende Einsatz von Pestiziden bzw. 
Düngemitteln durch Aufgabe der Ackernutzung führt weiterhin zur allmählichen Ausdünnung 
überflüssiger Nährstoffe und so auch indirekt zu einer Verbesserung der Grundwasserqualität.  

Hinzu kommt hier, dass das Plangebiet eine geringe Durchlässigkeit und Leitfunktion für das 
Grundwasser vorweist und somit keine Bedeutung für die Grundwasserneubildung besitzt. Die 
Schutzwirkung der Grundwasserüberdeckung ist ungünstig. 

Fließ- oder Stillgewässer wie der Bottenbach sind durch die vorliegende Planung nicht betroffen. 

Klima / Lufthygiene 

Klimatische Veränderungen durch Neuversiegelung von Flächen bleiben im vorliegenden Pla-
nungsfall auf ein Minimum beschränkt. Die Errichtung eines Solarparks wirkt sich in erster Linie 
über die Beschattung des Bodens durch die Modulflächen auf die kleinklimatischen Verhältnisse 
aus. So kommt es unterhalb der einzelnen Modultische zu einer Reduzierung der ankommenden 
Niederschlagsmenge. Tagsüber führt die Verschattung unter den Modultischen zu einer Tempe-
raturabsenkung, nachts hingegen wird die Wärmestrahlung unter den Modultischen gehalten, so 
dass die Temperatur unter den Modulen deutlich über der Umgebungstemperatur liegt. Dies hat 
eine verminderte Kaltluftproduktion zur Folge. Siedlungsklimatische Auswirkungen können auf-
grund der topografischen Situation bzw. der fehlenden Durchlüftungsfunktion der hier entstehen-
den Kaltluft allerdings ausgeschlossen werden. Darüber hinaus kann Kaltluft aufgrund der Entfer-
nung von 70 cm der Modulunterkante zum Boden weiterhin unterhalb der Module zirkulieren und 
abfließen. Klimarelevante Strukturen wie großflächige Gehölzstrukturen oder Wald sind durch die 
Planung nicht betroffen. Diese befinden sich lediglich westlich und südlich des Plangebietes und 
bieten weiterhin Frischluftproduktion. 

Durch den kleinräumigen Wechsel von beschatteten und besonnten sowie trockenen und frischen 
Bereichen kommt es weiterhin zu mikroklimatischen Veränderungen. Auch das Aufheizen der Mo-
dule auf bis zu 50 – 60 Grad Celsius führt zu mikroklimatischen „Wärmeinseln“ und damit klein-
klimatischen Veränderungen. Großräumig wirksame Klimaveränderungen sind hierdurch nicht zu 
erwarten. Kleinräumig werden hierdurch die Habitatbedingungen für Tiere und Pflanzen nennens-
wert beeinflusst (vgl. unten: Arten und Biotope). 

Stoffliche Emissionen entstehen im Zuge der geplanten Solarparknutzung nahezu nicht, so dass 
auch eine Verschlechterung der lufthygienischen Situation weitestgehend ausgeschlossen wer-
den kann. Lediglich im Zuge der Bauphase bzw. gelegentlich erforderlicher Wartungsarbeiten 
kommt es zu zeitlich stark begrenzten, geringen Emissionen durch Baufahrzeuge. Vielmehr muss 
hier angemerkt werden, dass die weitgehend emissionsfreie Stromgewinnung durch die Photo-
voltaikanlagen überregional betrachtet zu einer nennenswerten Verminderung von Luftschad-
stoffen und damit auch einer Verbesserung der Luftqualität beiträgt. Eine geringe Vorbelastung 
besteht dazu durch die angrenzende Landesstraße und die angrenzende Biogasanlage. 

Insgesamt sind nachhaltige negative Auswirkungen auf das Klima und die Lufthygiene nicht zu 
erwarten. Im Gegenteil kann die geplante Sonnenenergienutzung einen aktiven Beitrag zum Kli-
maschutz leisten.  

Arten und Biotope 

Direkte Veränderung der Habitatstruktur 

Im Zuge der Realisierung der vorliegenden Planung wird vorrangig intensiv genutzte Acker-, Wie-
senfläche sowie Saumstrukturen beansprucht, die für den Arten- und Biotopschutz nur von gerin-
ger Bedeutung ist. Darüber hinaus werden kleinflächig Gehölze entfernt. 
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Bauphase 

Auswirkungen in der Bauphase beschränken sich auf eine Befahrung der Flächen, welches jedoch, 
wie erwähnt, vermutlich durch eine Rammraupe mit breiter Gummiauflage erfolgt. Somit entste-
hen keine erheblichen Beeinträchtigungen der Vegetation.  

Betriebsphase 

Die direkte Zerstörung von Lebensraum durch die Realisierung der Planung beschränkt sich auf 
die versiegelten Flächen, welche maximal 1.500 m² betragen.  

Die Betriebsfläche innerhalb des Sondergebietes soll teilweise mit Gehölzen eingegrünt und durch 
Beweidung oder Mahd offengehalten und extensiv genutzt bzw. gepflegt werden. Diese Flächen-
umnutzung auf der Ackerfläche führt zu einer deutlichen Extensivierung, zur Strukturanreiche-
rung und damit zur Verbesserung der Habitatvielfalt und Artendiversität. Auch die Wiesenflächen 
können von der Nutzungsextensivierung profitieren, da durch das Vorkommen von FFH-Lebens-
raumtyp 6510-Wiesen im Umfeld des Plangebietes das Potenzial auf den Flächen besteht, dass 
diese ebenfalls auf den weiteren Flächen entstehen können. 

Auch kann das Betriebsgelände somit von einigen Vogelarten weiterhin als Jagd-, Nahrungs- und 
Brutgebiet genutzt werden. Positiv wirkt sich hier die Störungsfreiheit durch die Einzäunung des 
Geländes aus. Störungen beschränken sich hier auf Pflege- und Wartungsmaßnahmen. Hierzu ist 
ebenfalls bekannt, dass die Revierdichte im Plangebiet vorkommender Brutvögel nach Inbetrieb-
nahme des Solarparks im Vergleich zur Ausganssituation zunahm (bne, 2019). 

Innerhalb des Solarparks wird zwischen den Modulreihen Extensivwiese durch geeignete Pflege-
maßnahmen entwickelt (Maßnahme gem. § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB M1). Infolge dieser Festsetzun-
gen des Bebauungsplanes zur Anlage von Extensivwiesen im Bereich des Sondergebietes gewinnt 
die Ackerfläche an Wert für den Natur- und Biotopschutz. Eine blütenreiche Ausbildung fördert 
die im Plangebiet vorkommenden Insekten und samenfressender Tiere, durch das Wegfallen des 
Düngens wird die Fläche weiter aufgewertet.  

Allgemein kann man zusammenfassend festhalten: 

Die Bedeutung von Solarparks für die Biodiversität ist durch eine aktuelle Studie des Bundesver-
bands für Energiewirtschaft (bne) e.V. mit dem Titel „Solarparks Gewinne für die Biodiversität“ 
(bne, 2019) belegt. Hierin wurde Untersuchungen in 75 Solarparks in 9 Bundesländern mit folgen-
dem Ergebnis ausgewertet: 

• Eine Flächeninanspruchnahme von Flächen für Solarparks ist grundsätzlich positiv zu 
sehen, da sie neben dem Klimaschutzbeitrag durch die Erzeugung erneuerbarer Energie 
gleichzeitig zu einer Flächenaufwertung im Sinne der Erhaltung der biologischen Viel-
falt führen kann. 

• Die Flächeninanspruchnahme durch die Anlagen kann bei naturverträglicher Ausge-
staltung zu einem deutlich positiven Effekt auf die Artenvielfalt führen. 

• Eine wesentliche Ursache für die teilweise arten- und individuenreiche Besiedlung von 
Solarparks mit Arten aus unterschiedlichen Tiergruppen ist die dauerhaft extensive 
Nutzung oder Pflege des Grünlandes in den Reihenzwischenräumen. Dies unterscheidet 
diese Standorte deutlich von intensiv landwirtschaftlich genutzten Standorten oder 
Standorten zur Energiegewinnung aus Biomasse. 

• Solarparks können die Artenvielfalt im Vergleich zur umgebenden Landschaft fördern. 
Dies ist mit den vorliegenden Unterlagen für Tagfalter, Heuschrecken und Brutvögel 
belegt. 
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• Es besteht teilweise ein deutlicher Unterschied zwischen Solarparks mit breiten und 
schmalen Reihenabständen. Breitere besonnte Streifen zwischen den Modulreihen er-
höhen die Arten- und Individuendichten belegt für die Besiedlung mit Insekten, Repti-
lien und Brutvögeln. Besonders deutlich ist dies für die Zauneidechse nachgewiesen. 

• Die Auswertung der Unterlagen zeigt auch einen möglichen Trend im Unterschied der 
Bedeutung kleiner Anlagen im Vergleich zu großflächigen Anlagen: Während kleinere 
Anlage als Trittsteinbiotope wirken und damit Habitatkorridore erhalten oder wieder 
herstellen können, können große Anlagen - bei entsprechender Unterhaltung - ausrei-
chend große Habitate ausbilden, die den Erhalt oder den Aufbau von Populationen z. 
B. von Zauneidechsen oder Brutvögeln ermöglichen.  

Auswirkungen durch die Beschattung von Lebensräumen oder Veränderungen des Niederschlags-
regimes sind zwar durch die Realisierung der Planung zu erwarten, sie sind jedoch naturschutz-
fachlich nicht bedeutsam. Im Gegenteil können sich diese Faktoren sogar positiv auswirken, da 
durch die Beschattung eine zu schnelle Austrocknung vermieden wird. 

Individuenverlust 

Baubedingt kann es bei der Baufeldfreiräumung zu Individuenverlust und Mortalität kommen. 
Hierbei handelt es sich zum einen um Vegetationsstrukturen, aber zum anderen um wenig mobile 
Tierarten, wie u.a. Insekten, Käfer, Schmetterlinge, etc. Während der Betriebsphase kann dies 
ausgeschlossen werden. 

Barrierewirkung und Verlust von Lebensraum 

Mit einer Zerschneidung von Wanderkorridoren von Großsäugern (u.a. Rehe, Hirsche, Wild-
schweine) ist nicht zu rechnen, da der Solarpark lediglich die Gehölze von der Ortslage abschirmt 
und sich nicht zwischen zwei Waldstücken befindet. Kleinsäuger (wie Mäuse und Marder) können 
weiterhin durch die hierfür vorgesehenen Lücken unterhalb des Zaunes schlüpfen, so dass deren 
Wanderkorridore und Lebensräume ebenfalls nicht eingeschränkt werden. 

Für Großsäuger geht das Plangebiet aufgrund der Einzäunung als Lebensraum verloren. Aufgrund 
der intensiven Acker- und Wiesen-/Weidennutzung ist das Gebiet jedoch als Lebensstätte oder 
Nahrungsraum für Großsäuger nicht von besonderer Bedeutung.  

Emissionen / mechanische Einwirkung  

Durch die Photovoltaikanlagen bedingte Lärmemissionen (z.B. Anströmgeräusche durch Wind, 
Trafos) sind auf den Nahbereich beschränkt und werden meist von weiteren Störreizen überla-
gert. Dauerlärm, der zu einer nachhaltigen Entwertung von Lebensräumen führen kann, ist hier 
nicht zu erwarten. Lediglich im Zuge der Baumaßnahmen ist mit zeitlich begrenzten Lärmemissi-
onen zu rechnen, die jedoch nicht zu nachhaltigen Beeinträchtigungen der Tierwelt führen. Bau-
bedingt kann es zudem durch Lärm und Erschütterung zu einer Vergrämung von Arten kommen. 
Diese sind jedoch zeitlich begrenzt, so dass kaum darüber hinaus gehende Auswirkungen durch 
die PV-Freiflächenanlage zu erwarten sind. 
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6.5.2 Auswirkungen auf streng und besonders geschützte Arten (Artenschutzrechtliche 
Prüfung, Umweltschäden) 

Grundlage 

Im Zuge der Umsetzung der Vorgaben der Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie (FFH-RL) sowie der Vo-
gelschutz-Richtlinie (V-RL) erfolgte durch Novellierung des Bundesnaturschutzgesetzes4 
(BNatSchG) vom 12.12.2007 und 29.07.2009 eine Anpassung des deutschen Artenschutzrechtes 
an die europarechtlichen Vorgaben. Diese Umsetzung der Vorgaben der FFH- und der V-RL erfolg-
ten mit den Regelungen der §§ 44 Abs. 1, 5, 6 und 45 Abs. 7 BNatSchG. Diese Bestimmungen zum 
Artenschutz sind neben dem europäischen Schutzgebietssystem „Natura 2000“ eines der beiden 
Schutzinstrumente der Europäischen Union zum Erhalt der biologischen Vielfalt in Europa. Ziel ist 
es, die in der FFH- und V-RL genannten Arten und Lebensräume dauerhaft zu sichern und in einen 
günstigen Erhaltungszustand zu bringen. 

Aus der Anpassung der Artenschutzbestimmungen des BNatSchG ergibt sich die Notwendigkeit 
der Durchführung einer Artenschutzprüfung (ASP) unter anderem im Rahmen der Bauleitplanung. 
Im Rahmen der Bauleitplanung ist die ASP notwendig, um zu prüfen, ob für ein festgelegtes Ar-
tenspektrum streng geschützter Arten (europäisch geschützte FFH-Anhang IV-Arten und die eu-
ropäischen Vogelarten) Verbotstatbestände nach § 44 BNatSchG ausgelöst werden.  

Gemäß § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG ist es verboten, wildlebenden Tieren der besonders geschütz-
ten Arten nachzustellen, sie zu fangen, zu verletzen oder zu töten oder ihre Entwicklungsformen 
aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören.  

Gemäß § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG ist es außerdem verboten, wildlebende Tiere der streng ge-
schützten Arten und der europäischen Vogelarten während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mau-
ser- Überwinterungs- und Wanderzeit erheblich zu stören. Eine erhebliche Störung liegt hiernach 
vor, wenn sich durch die Störung der Erhaltungszustand der lokalen Population einer Art ver-
schlechtert.  

Gemäß § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG ist es verboten, Fortpflanzungs- oder Ruhestätten von Tieren 
der besonders geschützten Arten zu entfernen, zu beschädigen oder zu zerstören. 

Des Weiteren ist es gemäß § 44 Abs. 1 Nr. 4 BNatSchG verboten, wildlebende Pflanzen der beson-
ders geschützten Arten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, sie oder ihre 
Standorte zu beschädigen oder zu zerstören.  

Eine detaillierte artenschutzrechtliche Prüfung erfolgt nach Vorlage des avifaunistischen Gutach-
tens. 

6.5.3 Auswirkungen auf den Menschen 

Menschliche Gesundheit und Wohlbefinden 

Der im Auftrag des Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit erstellte 
„Leitfaden zur Berücksichtigung von Umweltbelangen bei der Planung von PV-Freiflächenanla-
gen“ von 2007 weist auch mögliche Auswirkungen auf den Menschen und seine Gesundheit auf. 
Berücksichtigt wurden hier die menschliche Gesundheit und das menschliche Wohlbefinden, wel-
che potenziell durch baubedingte Geräusche, optische Effekte und elektrische und magnetische 
Felder beeinträchtigt werden kann.  

 

 

4 Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz - BNatSchG) Artikel 1 Gesetz vom 29. Juli 

2009 BGBl. I S. 2542 (Nr. 51); zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 08.12.2022 (BGBl. I S. 2240) 



ORTSGEMEINDE BOTTENBACH 
BEGRÜNDUNG SCOPING 

A R G U S  C O N C E P T  G es e l l s ch a f t  fü r  L eb en s ra u m en tw ic k l u n g  m b H  
S e i t e  35 

Bauphase 

Lärmemissionen sind temporär und beschränken sich auf die Bauphase. Aufgrund der Entfernung 
zu der Ortslage von Bottenbach ist hierdurch nicht mit Störungen zu rechnen. Es kommt höchstens 
zu einer geringen Erhöhung des Schwerlastverkehrs, was jedoch zeitlich begrenzt ist. Beeinträch-
tigungen werden somit als vernachlässigbar bewertet. 

Betriebsphase 

Beeinträchtigungen durch Lichtreflektionen (Blendung) sind für PV-Freiflächenanlagen nach den 
o.g. Untersuchungen nicht relevant, da schon in kurzer Entfernung (wenige m) von den Modulrei-
hen bedingt durch die stark Licht streuende Eigenschaft der Module nicht mehr mit Blendungen 
zu rechnen ist. Die Ortschaft Bottenbach befindet sich darüber hinaus in hinreichender Entfer-
nung zum Plangebiet (ca. 200 m). Auch der Verkehr auf der L478 ist aufgrund der Entfernung zum 
Plangebiet nicht betroffen (ca. 300 m). Aufgrund der südlichen Ausrichtung der Modultische ist 
darüber hinaus nicht mit Blendwirkungen zu rechnen. Auch von den Modulen, Kabeln und Tra-
fostationen ausgehende elektrische oder magnetische Strahlung ist vernachlässigbar, da sie die 
maßgeblichen Grenzwerte der BImSchV in jedem Fall unterschreiten und auf den unmittelbaren 
Nahbereich beschränkt und somit nicht erheblich sind.  

Landschaftsbezogene Erholung 

Aufgrund der teils intensiven landwirtschaftlichen Nutzung des Plangebietes wird durch die Rea-
lisierung der Planung keine unbelastete Naturlandschaft beeinträchtigt. Beeinträchtigungen der 
visuellen Erlebbarkeit der Landschaft beschränken sich daher nach Realisierung der Planung auf 
die technische Überprägung der Landschaft in der Betriebsphase. Es ist kein Verlust von Erho-
lungsraum zu erwarten. 

Es werden keine regional oder überregional bedeutsamen Wanderwege zerschnitten oder beein-
trächtigt. Auch der Radverkehr auf der L478 bleibt unberührt. 

6.5.4 Auswirkungen auf Kultur- und Sachgüter 

Landwirtschaft / Forstwirtschaft 

Forstwirtschaftlich genutzte Flächen sind von der Planung nicht betroffen. 

Im Plangebiet befinden sich landwirtschaftlich genutzte Flächen. Es sind jedoch keine erheblichen 
Auswirkungen auf landwirtschaftliche Betriebe zu erwarten. 

Landschaftsbild / Erholungsnutzung 

Da es sich bei Photovoltaikanlagen um landschaftsfremde Objekte handelt, ist von einer Beein-
trächtigung des Landschaftsbildes auszugehen. Insbesondere in sonst kaum vorbelasteten Land-
schaften entsteht der Eindruck einer technisch überprägten Landschaft. Im direkten Umfeld der 
Anlagen sind Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes nicht auszuschließen. Zur Ermittlung der 
Auswirkungen auf das Landschaftsbild sind insbesondere folgende Aspekte zu berücksichtigen 
(Herden, 2009): 

• Erkennbarkeit von auffälligen Einzelobjekten, 

• Sichtbarkeit einzelner Anlagenteile, 

• Größe der Anlage im Blickfeld, 

• Lage zur Horizontlinie, 

• teilweise Sichtverschattungen, 

• Vorbelastungen durch andere anthropogene Landschaftselemente 
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Wenn vom Beobachtungspunkt die Moduloberfläche sichtbar ist, erscheint die Anlage mit einer 
größeren Helligkeit und abweichenden Farbe im Landschaftsbild. Bei unbeweglichen Konstrukti-
onen wie im vorliegenden Fall tritt die größte Wirkintensität daher in südlicher Richtung auf. Aus 
nördlicher und seitlicher Richtung sind dagegen insbesondere die Tragekonstruktionen sichtbar, 
welche jedoch einen deutlich geringeren Anteil am Blickfeld einnehmen und bei nicht reflektie-
renden Konstruktionen nicht so auffällig sind. Von Norden sind Beeinträchtigungen des Land-
schaftsbildes oft gering und aus weiterer Entfernung nicht mehr feststellbar. 

Sichtverschattungen sind im Planungsraum in westlicher, südlicher und südöstlicher Richtung 
durch Waldflächen vorhanden. Sichtbeziehungen sind lediglich zu der Ortschaft Bottenbach vor-
handen, welche sich ca. 200 m nordöstlich bzw. östlich des Plangebietes befindet. Bottenbach 
kann von Beeinträchtigungen ausgeschlossen werden, da es sich in ausreichender Entfernung und 
nördlicher Lage zum Gebiet befindet, weshalb, wie erwähnt, nur die Tragekonstruktionen zu se-
hen sein werden. Die Pflanzung der Hecke im nördlichen Plangebiet als Sichtschutz führt ebenfalls 
zu einer Verringerung der Fernwirkung. 

Aufgrund des Reliefs kann auch weitgehend ausgeschlossen werden, dass die Module in der Ho-
rizontlinie erscheinen, was die Wirkintensität deutlich erhöhen würde. Daneben wird die Sicht-
barkeit aufgrund der geringen Höhe der Anlagen mit zunehmender Entfernung sehr gering. 

Bodendenkmäler 

Bodendenkmäler sind zum jetzigen Zeitpunkt im Plangebiet nicht bekannt. 

6.5.5 Wechselwirkungen unter Beachtung der Auswirkungen und Minderungsmaßnah-
men 

Wechselwirkungen zwischen den Auswirkungen des Vorhabens und den betroffenen Schutz- und 
Sachgütern, welche über die bereits betrachteten Auswirkungen hinausgehen, können erst nach 
Begehung der Fläche und Abschätzung der Auswirkungen auf streng und besonders geschützte 
Arten erfolgen.  

 EINGRIFFS-AUSGLEICHSBILANZIERUNG 

Die Realisierung der Planung stellt gem. § 14 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) einen Eingriff 
in Natur und Landschaft dar, welcher auszugleichen ist. Nach § 15 BNatSchG sind vermeidbare 
Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft zu unterlassen sowie unvermeidbare Beeinträchti-
gungen durch Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege auszugleichen (Aus-
gleichsmaßnahmen) oder zu ersetzen (Ersatzmaßnahmen). Als ausgeglichen gilt ein Eingriff, wenn 
und sobald die beeinträchtigten Funktionen des Naturhaushalts in gleichartiger Weise wiederher-
gestellt sind und das Landschaftsbild landschaftsgerecht wiederhergestellt oder neugestaltet ist. 
Ersetzt ist eine Beeinträchtigung, wenn und sobald die beeinträchtigten Funktionen des Natur-
haushaltes in dem betroffenen Naturraum in gleichwertiger Weise hergestellt sind und das Land-
schaftsbild landschaftsgerecht neugestaltet ist. 

Die Eingriffs- Ausgleichsbilanzierung wird zur öffentlichen Auslegung nachgereicht. 

Nach derzeitiger Einschätzung ist es jedoch wahrscheinlich, dass der Eingriff vollständig innerhalb 
des Plangebietes ausgeglichen werden kann, da im vorliegenden Fall Ackerflächen in höherwerti-
ges Grünland umgewandelt werden. 

 PRÜFUNG VON PLANUNGSALTERNATIVEN 

Nach Prüfung von Standortalternativen bietet sich die vorliegende Fläche, wie in Kapitel 1.2 dar-
gelegt, aufgrund der Vorgaben des EEG und der intensiven landwirtschaftlichen Nutzung in einem 
benachteiligten Gebiet für eine Photovoltaikfreiflächenanlage an. 
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 MASSNAHMEN ZUR ÜBERWACHUNG DER ERHEBLICHEN UMWELTAUSWIRKUNGEN 

Nach § 4c BauGB haben die Gemeinden die Verpflichtung, erhebliche Umweltauswirkungen, die 
auf Grund der Durchführung der Bauleitpläne eintreten, zu überwachen. Hierdurch sollen insbe-
sondere unvorhergesehene nachteilige Auswirkungen frühzeitig erkannt und geeignete Maßnah-
men zur Abhilfe ergriffen werden. Die geplanten Maßnahmen sind im Umweltbericht darzulegen. 
Die Informationen der Behörden nach § 4 Abs. 3 BauGB sind hierbei zu berücksichtigen.  

Die Überwachung soll sich hierbei auf die erheblichen und nicht genau vorhersehbaren Auswir-
kungen konzentrieren. 

Mögliche Monitoring-Maßnahmen werden im weiteren Verfahren in Zusammenarbeit mit den 
Naturschutzbehörden festgelegt. 

7 AUSWIRKUNGEN DER PLANUNG / ABWÄGUNG 

Für jede städtebauliche Planung ist das Abwägungsgebot gemäß § 1 Abs. 7 BauGB von besonderer 
Bedeutung. Danach muss die Ortsgemeinde Bottenbach als Planungsträger bei der Aufstellung 
des Bebauungsplanes die öffentlichen und privaten Belange gegeneinander und untereinander 
gerecht abwägen. Die Abwägung ist die eigentliche Planungsentscheidung. Hier setzt die Ortsge-
meinde ihr städtebauliches Konzept um und entscheidet sich für die Berücksichtigung bestimmter 
Interessen und die Zurückstellung der dieser Lösung entgegenstehenden Belange. 

Die Durchführung der Abwägung impliziert eine mehrstufige Vorgehensweise, die aus folgenden 
vier Arbeitsschritten besteht: 

• Sammlung des Abwägungsmaterials  

• Gewichtung der Belange 

• Ausgleich der betroffenen Belange 

• Abwägungsergebnis 

Hinsichtlich der städtebaulichen Ordnung und Entwicklung bzw. der natürlichen Lebensgrundla-
gen im Sinne des § 1 Abs. 5 BauGB sind insbesondere folgende mögliche Auswirkungen beachtet 
und in den Bebauungsplan eingestellt. 

 AUSWIRKUNGEN DER PLANUNG 

7.1.1 Auswirkungen auf die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Ar-
beitsverhältnisse und die Sicherung der Wohn- und Arbeitsbevölkerung 

Die Sicherstellung gesunder Wohn- und Arbeitsverhältnisse ist eine zentrale Aufgabe der Bauleit-
planung. Daher ist zu prüfen, ob von den zulässigen Nutzungen unzumutbare Beeinträchtigungen 
für die angrenzende Bebauung zu erwarten sind. 

Lärmemissionen durch die geplante Solarparknutzung beschränken sich auf den Baubetrieb sowie 
den Fahrverkehr zur Wartung der Anlagen. Durch den Betrieb der Anlagen entstehen keine 
Lärmemissionen. Aufgrund der Entfernung der nächstgelegenen Wohnbebauung zum Plangebiet 
sind keine erheblichen Lärmimmissionen im Bereich der Ortslagen zu erwarten. Eine Erhöhung 
des Schwerlastverkehrs ist lediglich in der zeitlich eng begrenzten Bauphase zu erwarten. 

Beeinträchtigungen durch Lichtreflektionen (Blendung) sind aufgrund der Lage des Planungsge-
bietes in südlicher Richtung zur Landesstraße sowie ausreichender Entfernung zu der Ortslage von 
Bottenbach als nicht relevant einzustufen. 

Auch von den Modulen, Kabeln, Containern für Speicheranlagen und Trafostationen ausgehende 
elektrische oder magnetische Strahlung ist vernachlässigbar, da sie die maßgeblichen Grenzwerte 
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der BImSchV in jedem Fall unterschreiten und auf den unmittelbaren Nahbereich beschränkt sind 
(siehe auch Umweltbericht). 

7.1.2 Auswirkungen auf die Belange der Gestaltung des Orts- und Landschaftsbildes 

Die Auswirkungen auf die Belange des Orts- und Landschaftsbildes werden im Umweltbericht ab-
gehandelt. 

7.1.3 Auswirkungen auf die Belange des Umweltschutzes einschließlich des Naturschut-
zes und der Landschaftspflege 

Die Auswirkungen der Planung auf die Umwelt sowie die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung 
gemäß § 1a Abs. 3 BauGB werden im Umweltbericht abgehandelt. 

7.1.4 Auswirkungen auf die Belange der Wirtschaft, auch ihrer mittelständischen Struk-
tur im Interesse einer verbrauchernahen Versorgung der Bevölkerung und der Er-
haltung, Sicherung und Schaffung von Arbeitsplätzen 

In der Bauleitplanung sind die wirtschaftlichen Belange in erster Linie durch ein ausreichendes, 
den wirtschaftlichen Bedürfnissen entsprechendes Flächenangebot zu berücksichtigen. Dabei 
muss die Bauleitplanung einen Ausgleich zwischen konkurrierenden Bodennutzungsansprüchen 
schaffen, wie z.B. zwischen Wirtschaft und Wohnen oder zwischen konkurrierenden Wirtschafts-
bereichen.  

Diesen Anforderungen wird der vorliegende Bebauungsplan gerecht. Er schafft die planungsrecht-
lichen Voraussetzungen zum Bau einer Photovoltaik-Freiflächenanlage, die einerseits die wirt-
schaftlichen Interessen des Anlagenbetreibers erfüllt, andererseits aber auch orts- bzw. regional 
ansässigen Unternehmen die Möglichkeit bietet, als Auftragnehmer am Bau der Anlage zu parti-
zipieren. 

Hierdurch können auch Arbeitsplätze in der Region geschaffen bzw. erhalten werden. 

7.1.5 Auswirkungen auf die Belange der Versorgung mit Energie  

Die Photovoltaik-Freiflächenanlage kann genug Energie erzeugen, um eine große Anzahl von 
Haushalten mit umweltfreundlicher Energie zu versorgen. 

7.1.6 Auswirkungen auf die Belange des Verkehrs 

Auswirkungen auf die Belange des Verkehrs sind ebenfalls nicht zu erwarten. Eine Erhöhung des 
Verkehrsaufkommens in geringfügigem Maße ist lediglich während der Bauphase zu erwarten. 
Während der Betriebsphase ist mit einer Verringerung des Fahrverkehrs gegenüber der landwirt-
schaftlichen Nutzung zu rechnen. 

7.1.7 Auswirkungen auf alle sonstigen Belange 

Alle sonstigen Belange bei der Aufstellung von Bauleitplänen laut § 1 Abs. 6 BauGB zu berücksich-
tigenden Belange werden nach jetzigem Kenntnisstand durch die Planung nicht berührt. 

 GEWICHTUNG DES ABWÄGUNGSMATERIALS 

Gemäß dem im BauGB verankerten Abwägungsgebot (§ 1 Abs. 6 und 7 BauGB) wurden die bei der 
Abwägung zu berücksichtigenden öffentlichen und privaten Belange gegeneinander und unterei-
nander gerecht abgewägt und entsprechend ihrer Bedeutung in den vorliegenden Bebauungsplan 
eingestellt. Für die Abwägung wurden insbesondere folgende Aspekte beachtet: 
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7.2.1 Argumente für die Verwirklichung des Bebauungsplans 

• Der Bebauungsplan schafft die planungsrechtlichen Voraussetzungen zur Errichtung 
einer Photovoltaik-Freiflächenanlage und damit zur Förderung einer alternativen Form 
der Energieerzeugung. 

7.2.2 Argumente gegen die Verwirklichung des Bebauungsplanes 

Argumente gegen die Verwirklichung des Bebauungsplanes sind zum jetzigen Zeitpunkt nicht be-
kannt. 

 FAZIT 

Ein Fazit kann erst nach Abschluss der Beteiligungsverfahren gezogen werden. 
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